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(Nr. 1661.) Geſetz, betreffend die Unzuläſſigkeit der Pfändung von Eiſenbahnfahrbetriebs. 
mitteln. Vom 3. Mai 1886. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen dc. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 

Die Fahrbetriebsmittel der Eiſenbahnen, welche Perſonen oder Güter im 
öffentlichen Verkehr befördern, ſind von der erſten Einſtellung in den Betrieb 
bis zur endgültigen Ausſcheidung aus den Beſtänden der Pfändung nicht unter⸗ 
worfen. 

Durch dieſe Beſtimmung werden dieſelben im Falle des Konkursverfahrens 
von der Konkursmaſſe nicht ausgeſchloſſen. 

Auf die Fahrbetriebsmittel ausländiſcher Eiſenbahnen findet die Beſtimmung 
des erſten Abſatzes nur inſoweit Anwendung, als die Gegenſeitigkeit verbürgt iſt. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juni 1886 in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 3. Mai 1886. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt von Bismarck. 
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Ausgegeben zu Berlin den 12. Mai 1886. 


Umfang 
der Verſicherung. 
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(Nr. 1662.) Geſetz, betreffend die Unfall und Krankenverſicherung der in land» und forſt⸗ 
wirthſchaftlichen Betrieben beſchäftigten Perſonen. Vom 5. Mai 1886. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen x. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


A. Unfallverſicherung. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


9 * 


Alle in land⸗ oder forſtwirthſchaftlichen Betrieben beſchäftigten Arbeiter und 
Betriebsbeamten, letztere ſofern ihr Jahresarbeitsverdienſt an Lohn oder Gehalt 
zweitauſend Mark nicht überſteigt, werden gegen die Folgen der bei dem Betriebe 
ſich ereignenden Unfälle nach Maßgabe der Beſtimmungen dieſes Geſetzes verſichert. 

Dasſelbe gilt von Arbeitern und Betriebsbeamten in land⸗ und forſtwirth⸗ 
ſchaftlichen, nicht unter §. 1 des Unfallverſicherungsgeſetzes vom 6. Juli 1884 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 69) fallenden Nebenbetrieben. 

Der Landesgeſetzgebung bleibt überlaſſen, zu beſtimmen, in welchem Um⸗ 
fange und unter welchen Vorausſetzungen Unternehmer der unter Abſatz 1 fallenden 
Betriebe verſichert, oder Familienangehörige, welche in dem Betriebe des Familien⸗ 
hauptes beſchäftigt werden, von der Verſicherung ausgeſchloſſen fein ſollen. 

Wer im Sinne dieſes Geſetzes als Betriebsbeamter anzusehen iſt, wird 
durch ſtatutariſche Beſtimmung der Berufsgenoſſenſchaft ($. 13) für ihren Bezirk 
feſtgeſtellt. 

Als landwirthſchaftlicher Betrieb im Sinne dieſes Geſetzes gilt auch der 
Betrieb der Kunſt⸗ und Handelsgärtnerei, dagegen nicht die ausſchließliche Be⸗ 
wirthſchaftung von Haus⸗ und Ziergärten. 

Welche Betriebszweige im Sinne dieſes Geſetzes als land⸗ oder forſtwirth⸗ 
ſchaftliche Betriebe anzuſehen find, entſcheidet im Zweifelsfalle das Reichs⸗Ver⸗ 
ſicherungsamt. 


b. 2. 


Unternehmer der unter $. 1 fallenden Betriebe find berechtigt, andere nach 
$. 1 nicht verſicherte in ihrem Betriebe beſchäftigte Perſonen und, ſofern ihr 
Jahresarbeitsverdienſt zweitauſend Mark nicht überſteigt, ſich ſelbſt zu verſichern. 
Dieſe letztere Berechtigung kann durch Statut ($. 22) auf Unternehmer mit einem 
zweitauſend Mark überſteigenden Jahresarbeitsverdienſte erſtreckt werden. 
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Auch kann durch Statut die Verſicherungspflicht auf Betriebsbeamte mit 
einem zweitaufend Mark überfteigenden Jahresarbeitsverdienſte und auf Betriebs⸗ 
unternehmer ausgedehnt werden, deren Jahresarbeitsverdienſt zweitauſend Mark 
nicht überſteigt. 

Bei Verſicherung von Betriebsbeamten iſt der volle Jahresarbeitsverdienſt 
zu Grunde zu legen. s 

15085 


Als Jahresarbeitsverdienſt der Betriebsbeamten, ſoweit ſich derſelbe nicht 
aus mindeſtens wochenweiſe fixirten Beträgen zuſammenſetzt, gilt das Dreihundert- 
fache des durchſchnittlichen täglichen Verdienſtes an Gehalt oder Lohn. Als Gehalt 
oder Lohn gelten dabei auch feſte Naturalbezüge. Der Werth der letzteren iſt 
nach Durchſchnittspreiſen in Anſatz zu bringen. Diefelben werden von der unteren 
Verwaltungsbehörde feſtgeſetzt. 

Ueber die Ermittelung des Jahresarbeitsverdienſtes der Betriebsunternehmer 
hat das Statut ($. 22) Beſtimmung zu treffen. 


$. 4. 

Auf die im F. 1 des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für Beamte und 
Perſonen des Soldatenſtandes in Folge von Betriebsunfällen, vom 15. März 1886 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 53) bezeichneten Perſonen, auf Beamte, welche in Betriebs⸗ 
verwaltungen eines Bundesſtaates oder eines Kommunalverbandes mit feſtem 
Gehalt und Penſionsberechtigung angeſtellt ſind, ſowie auf andere Beamte eines 
Bundesſtaates oder Kommunalverbandes, für welche die im §. 12 a. a. O. vor⸗ 
geſehene Fürſorge in Kraft getreten iſt, findet dieſes Geſetz keine Anwendung. 


$. 5. 

Gegenſtand der Verſicherung iſt der nach Maßgabe der nachfolgenden Be⸗ 
ſtimmungen zu bemeſſende Erſatz des Schadens, welcher durch Körperverletzung 
oder Tödtung entſteht. Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn der Verletzte den 
Betriebsunfall vorſätzlich herbeigeführt hat. 


$. 6. 

Im Falle der Verletzung ſoll der Schadenserſatz beſtehen: 

1. in den Koſten des Heilverfahrens, welche vom Beginn der vierzehnten 
Woche nach Eintritt des Unfalls an entſtehen, 

2. in einer dem Verletzten vom Beginn der vierzehnten Woche nach Ein⸗ 
tritt des Unfalls an für die Dauer der Erwerbsunfähigkeit zu ge⸗ 
währenden Rente. 

Die Rente beträgt: 

a) im Falle völliger Erwerbsunfähigkeit für die Dauer derſelben ſechsund⸗ 
ſechzigzweidrittel Prozent des Arbeitsverdienſtes, 
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b) im Falle theilweiſer Erwerbsunfähigkeit für die Dauer derſelben einen 
Bruchtheil der Rente unter a, welcher nach dem Maaße der verbliebenen 
Erwerbsfähigkeit zu bemeſſen iſt. 

Bei Berechnung der Rente für Arbeiter ſowie für andere von dem Betriebs⸗ 
unternehmer nach Maßgabe des F. 2 verſicherte Perſonen, ſoweit dieſelben nicht 
Betriebsbeamte ſind, gilt als Arbeitsverdienſt derjenige Jahresarbeitsverdienſt, 
welchen land⸗ und forſtwirthſchaftliche Arbeiter am Orte der Beſchäftigung durch 
land⸗ und forſtwirthſchaftliche, ſowie durch anderweite Erwerbsthätigkeit durch⸗ 
ſchnittlich erzielen. Der Betrag dieſes durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſtes 
wird durch die höhere Verwaltungsbehörde nach Anhörung der Gemeindebehörde 
je beſonders für männliche und weibliche, für jugendliche und erwachſene Arbeiter 
feſtgeſetzt. Die Feſtſetzung kann je beſonders für die landwirthſchaftlichen und die 
forſtwirthſchaftlichen Arbeiter erfolgen. Die für verletzte jugendliche Arbeiter feſt⸗ 
geſetzte Rente iſt vom vollendeten ſechzehnten Lebensjahre des Verletzten ab auf 
den nach dem Arbeitsverdienſte Erwachſener zu berechnenden Betrag zu erhöhen. 

Bei Berechnung der Rente für Betriebsbeamte ift der Jahresarbeitsverdienſt 
(F. 3 Abſ. 1) zu Grunde zu legen, welchen der Verletzte in dem Betriebe, in 
welchem der Unfall ſich ereignete, während des letzten Jahres bezogen hat. Ueber⸗ 
ſteigt dieſer Jahresarbeitsverdienſt für den Arbeitstag, das Jahr zu dreihundert 
Arbeitstagen gerechnet, vier Mark, ſo iſt der überſchießende Betrag nur mit einem 
Drittel anzurechnen. War der Betriebsbeamte in dieſem Betriebe nicht ein volles 
Jahr, von dem Tage des Unfalls zurückgerechnet, beſchäftigt, ſo iſt der Betrag 
zu Grunde zu legen, welchen während dieſes Zeitraumes Betriebsbeamte derſelben 
Art in demſelben Betriebe oder in benachbarten gleichartigen Betrieben durch⸗ 
ſchnittlich bezogen haben. Erreicht der Jahresarbeitsverdienſt des verletzten Betriebs⸗ 
beamten das Dreihundertfache des nach Maßgabe des H. 8 des Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes vom 15. Juni 1883 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 73) für den Beſchäftigungsort 
feſtgeſetzten ortsüblichen Tagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter nicht, fo iſt das Drei⸗ 
hundertfache dieſes ortsüblichen Tagelohnes der Berechnung zu Grunde zu legen. 

Bei Berechnung der Rente für verſicherte Betriebsunternehmer iſt der nach 
Abſatz 3 für den Sitz des Betriebes feſtgeſtellte durchſchnittliche Jahresarbeits⸗ 
verdienſt land- und forſtwirthſchaftlicher Arbeiter zu Grunde zu legen, ſofern nicht 
durch das Statut ($. 22) hiervon abweichende Beſtimmungen getroffen werden. 
Ueberſteigt der Jahresarbeitsverdienſt für den Arbeitstag, das Jahr zu dreihundert 
Arbeitstagen gerechnet, vier Mark, ſo iſt der überſchießende Betrag nur mit einem 
Drittel anzurechnen. 

Wenn der Verletzte zur Zeit des Unfalls bereits theilweise erwerbsunfähig 
war und deshalb einen geringeren als den durchſchnittlichen Arbeits verdienſt bezog, 
ſo wird die Rente nur nach dem Maaße der durch den Unfall eingetretenen weiteren 
Schmälerung der Erwerbsfähigkeit bemeſſen. War der Verletzte zur Zeit des Un⸗ 
falls bereits völlig erwerbsunfähig, ſo beſchränkt ſich der zu leiſtende Schadens⸗ 
erſatz auf die im §. 6 Abſatz 1 Ziffer 1 angegebenen Koſten des Heilverfahrens. 


— 15 — 


. 
Im Falle der Tödtung iſt als Schadenserſatz außerdem zu leiſten: 


1. als Erſatz der Beerdigungskoſten der fünfzehnte Theil des nach $. 6 
Abſatz 3 bis 6 ermittelten Jahresarbeitsverdienſtes, jedoch mindeſtens 
dreißig Mark 

2. eine den Hinterbliebenen des Getödteten vom Todestage an zu ge⸗ 
währende Rente, welche nach den Vorſchriften des F. 6 Abſatz 3 bis 6 
zu berechnen iſt. 

Dieſelbe beträgt: 

a) für die Wittwe des Getödteten bis zu deren Tode oder Wieder⸗ 
verheirathung zwanzig Prozent, für jedes hinterbliebene vaterloſe 
Kind bis zu deſſen zurückgelegtem fünfzehnten Lebensjahre fünfzehn 
Prozent und, wenn das Kind auch mutterlos iſt oder wird, zwanzig 
Prozent des Jahresarbeitsverdienſtes. 

Die Renten der Wittwen und der Kinder dürfen zuſammen 
ſechzig Prozent des Jahresarbeitsverdienſtes nicht überſteigen, er⸗ 
giebt ſich ein höherer Betrag, ſo werden die einzelnen Renten in 
gleichem Verhältniſſe gekürzt. 

Im Falle der Wiederverheirathung erhält die Wittwe den 
dreifachen Betrag ihrer Jahresrente als Abfindung. 

Der Anſpruch der Wittwe iſt ausgeſchloſſen, wenn die Ehe 
erſt nach dem Unfalle geſchloſſen worden ift; 

b) für Aſzendenten des Verſtorbenen, wenn dieſer ihr einziger Er⸗ 
nährer war, für die Zeit bis zu ihrem Tode oder bis zum Weg⸗ 
fall der Bedürftigkeit zwanzig Prozent des Jahresarbeitsverdienſtes. 

Wenn mehrere der unter b benannten Berechtigten vorhanden 
find, ſo wird die Rente den Eltern vor den Großeltern gewährt. 


Wenn die unter b bezeichneten mit den unter a bezeichneten Berech⸗ 
tigten konkurriren, fo haben die erſteren einen Anſpruch nur ſoweit für 
die letzteren der Höchſtbetrag der Rente nicht in Anſpruch genommen wird. 

Die Hinterbliebenen eines Ausländers, welche zur Zeit des Unfalls 
nicht im Inlande wohnten, haben keinen Anſpruch auf die Rente. 


F. 8. 


Bis zum beendigten Heilverfahren kann an Stelle der im §. 6 vorgeſchrie⸗ 
benen Leiſtungen freie Kur und Verpflegung in einem Krankenhauſe gewährt 
werden, und zwar: 


1. für Verunglückte, welche verheirathet find oder bei einem Mitgliede 
ihrer Familie wohnen, mit ihrer Zuſtimmung oder unabhängig von 
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derſelben, wenn die Art der Verletzung Anforderungen an die Behand: 
lung oder Verpflegung ftellt, denen in der Familie nicht genügt werden 
kann; 

2. für ſonſtige Verunglückte in allen Fällen. 

Für die Zeit der Verpflegung des Verunglückten in dem Krankenhauſe ſteht 
den im H. 7 Ziffer 2 bezeichneten Angehörigen desſelben die daſelbſt angegebene 
Rente inſoweit zu, als ſie auf dieſelbe im Falle des Todes des Verletzten einen 
Anſpruch haben würden. 

ei) 


Durch das Statut kann beſtimmt werden, daß die Rente ($$. 6 bis 8) 
ſolchen verſicherten Perſonen, welche ihren Lohn oder Gehalt herkömmlich ganz 
oder zum Theil in Form von Naturalleiſtungen (z. B. Wohnung, Feuerung, 
Nahrungsmittel, Landnutzung, Kleidung x.) beziehen, ſowie den Hinterbliebenen 
oder Angehörigen ſolcher Perſonen, nach Verhältniß ebenfalls in dieſer Form ge⸗ 
währt wird. Der Werth dieſer Naturalbezüge ift gemäß $. 3 feſtzuſetzen. 


$. 10. 


Während der erſten dreizehn Wochen nach dem Unfalle eines Arbeiters hat 
die Gemeinde, in deren Bezirk der Verletzte beſchäftigt war, demſelben die Koſten 
des Heilverfahrens in dem im F. 6 Abſatz 1 Ziffer 1 des Krankenverſicherungs⸗ 
gefeged vom 15. Juni 1883 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 73) bezeichneten Umfange zu 
gewähren. Dieſe Verpflichtung beſteht nicht, inſoweit die Verletzten auf Grund 
landesgeſetzlicher Beſtimmungen, oder auf Grund der Krankenverſicherung Anſpruch 
auf eine gleiche Fürſorge haben, oder nach $. 136 dieſes Geſetzes von der Ver⸗ 
ſicherungspflicht befreit find, oder ſich im Auslande aufhalten. Soweit aber 
ſolchen Perſonen die im $. 6 Abſatz 1 Ziffer 1 des Krankenverſicherungsgeſetzes 
bezeichneten Leiſtungen von den zunächſt Verpflichteten nicht gewährt werden, hat 
die Gemeinde dieſelben mit Vorbehalt des Erſatzanſpruchs zu übernehmen. Die 
zu dieſem Zweck gemachten Aufwendungen ſind von den Verpflichteten zu erſtatten. 

Für außerhalb des Gemeindebezirks wohnhafte verſicherte Perſonen hat die 
Gemeinde ihres Wohnortes die im Abſatz 1 bezeichneten Leiſtungen unter Vor⸗ 
behalt des Anſpruchs auf Erſatz der aufgewendeten Koſten zu übernehmen. 

Als Beſchäftigungsort gilt im Zweifel diejenige Gemeinde, in deren Bezirk 
der Sitz des Betriebes (F. 44) belegen iſt. 

Die Berufsgenoſſenſchaft iſt befugt, die im Abſatz 1 bezeichneten Leiſtungen 
ſelbſt zu übernehmen. Dieſelbe iſt ferner befugt, der Gemeinde⸗Krankenverſicherung 
oder Krankenkaſſe, welcher der Verletzte angehört, die Fürſorge für denſelben über 
die dreizehnte Woche hinaus bis zur Beendigung des Heilverfahrens zu übertragen. 
In dieſem Falle hat fie die gemachten Aufwendungen zu erſetzen. 

Als Erſatz der Koſten des Heilverfahrens gilt die Hälfte des nach dem 
Krankenverſicherungsgeſetze zu gewährenden Mindeſtbetrages des Krankengeldes, 
ſofern nicht höhere Aufwendungen nachgewieſen werden. 
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F. 11. 


Die Verpflichtung der eingeſchriebenen Hülfskaſſen, ſowie der ſonſtigen 
Kranken-, Sterbe⸗, Invaliden- und anderen Unterſtützungskaſſen, den von Betriebs⸗ 
unfällen betroffenen Arbeitern und Betriebsbeamten, ſowie deren Angehörigen und 
Hinterbliebenen Unterſtützungen zu gewähren, ſowie die Verpflichtung von Gemeinden 
oder Armenverbänden zur Unterſtützung hülfsbedürftiger Perſonen wird durch dieſes 
Geſetz nicht berührt. Soweit auf Grund ſolcher Verpflichtung Unterſtützungen in 
Fällen gewährt find, in welchen dem Unterſtützten nach Maßgabe der $$. 6 bis 8 
dieſes Geſetzes ein Entſchädigungsanſpruch zuſteht, geht der letztere bis zum Betrage 
der geleiſteten Unterſtützung auf die Kaſſen, die Gemeinden oder die Armenverbände 
über, von welchen die Unterſtützung gewährt worden iſt. 

Das Gleiche gilt von den Betriebsunternehmern und Kaſſen, welche die 
den bezeichneten Gemeinden und Armenverbänden obliegende Verpflichtung zur 
Unterftügung auf Grund geſetzlicher Vorſchrift erfüllt haben. 


b. 12. 


Streitigkeiten über Unterſtützungsanſprüche, welche aus der Beſtimmung 
des $. 10 zwiſchen den Verletzten einerſeits und den Gemeinden andererſeits ent⸗ 
ſtehen, werden von der Auſſichtsbehörde entſchieden. Die Entſcheidung iſt vor⸗ 
läufig vollſtreckbar. Dieſelbe kann im Verwaltungsſtreitverfahren, wo ein ſolches 
nicht beſteht, im Wege des Rekurſes nach Maßgabe der Vorſchriften der $$. 20, 
21 der Gewerbeordnung angefochten werden. 

Streitigkeiten über Erſatzanſprüche, welche aus den Beſtimmungen des $. 10 
entſtehen, werden im Verwaltungsſtreitverfahren, wo ein ſolches nicht beſteht, von 
der Aufſichtsbehörde der in Anſpruch genommenen Gemeinde, Gemeinde⸗Kranken⸗ 
verficherung oder Krankenkaſſe entſchieden. Gegen die Entſcheidung der letzteren 
findet der Rekurs nach Mafigabe der Vorſchriften der $$. 20, 21 der Gewerbe⸗ 
ordnung ſtatt. 

Der Landes⸗Zentralbehörde bleibt überlaſſen, vorzuſchreiben, daß anſtatt 
des Rekursverfahrens innerhalb der Rekursfriſt die Berufung auf den Rechtsweg 
mittelſt Erhebung der Klage ſtattfinde. 


* 


Die Verſicherung erfolgt auf Gegenſeitigkeit durch die Unternehmer der 
unter F. 1 fallenden Betriebe, welche zu dieſem Zweck in Berufsgenoſſenſchaften 
vereinigt werden. Die Berufsgenoſſenſchaften find für örtliche Bezirke zu bilden 
und umfaſſen alle im §. 1 genannten Betriebe, deren Sitz ſich in demjenigen 
Bezirke befindet, für welchen die Genoſſenſchaft errichtet iſt. 

Als Unternehmer gilt derjenige, für deſſen Rechnung der Betrieb erfolgt. 

Die Bezirke, für welche die einzelnen Berufsgenoſſenſchaften gebildet find, 
werden durch den Reichsanzeiger veröffentlicht. 


Verhältniß 
zu Krankenkaſſen, 
Armenverbänden ꝛc. 


Träger der Verſicherung 
(Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaftem 


Auflöſung von Berufs, 
genoſſenſchaften. 


Aufbringung der Mittel. 
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Die Berufsgenoſſenſchaften können unter ihrem Namen Rechte erwerben 
und Verbindlichkeiten eingehen, vor Gericht klagen und verklagt werden. 

Für die Verbindlichkeiten der Berufsgenoſſenſchaft haftet den Gläubigern 
derſelben nur das Genoſſenſchaftsvermögen. 


$. 14. 


Berufsgenoſſenſchaften, welche zur Erfüllung der ihnen durch dieſes Geſetz 
auferlegten Verpflichtungen leiſtungsunfähig werden „können auf Antrag des 
Reichs⸗Verſicherungsamts, vorbehaltlich der Beſtimmungen des F. 113, von dem 
Bundesrath aufgelöſt werden. Diejenigen Betriebe, welche die aufgelöſte Genoſſen⸗ 
ſchaft gebildet haben, ſind anderen Berufsgenoſſenſchaften nach deren Anhörung 
zuzutheilen. 

Mit der Auflöfung der Genoſſenſchaft gehen deren Rechtsanſprüche und 
Verpflichtungen, vorbehaltlich der Beſtimmungen der $$. 101, 113, 114, auf 
das Reich über. 


F. 15. 


Die Mittel zur Deckung der von den Berufsgenoſſenſchaften zu leiſtenden 
eee und der Verwaltungskoſten werden durch Beiträge auf 
gebracht, welche auf die Mitglieder jährlich umgelegt werden. 

Zu anderen Zwecken als zur Deckung der von der Genoſſenſchaft zu leiſtenden 
Entſchädigungen und der Verwaltungskoſten, zur Gewährung von Prämien für 
Rettung Verunglückter und für Abwendung von Unglücksfällen „ ſowie zur An⸗ 
ſammlung eines Reſervefonds (§. 17) dürfen weder Beiträge von den Genoſſenſchafts⸗ 
mitgliedern erhoben werden, noch Verwendungen aus dem Vermögen der Genoſſen⸗ 
ſchaft erfolgen. 

Behufs Beſtreitung der Verwaltungskoſten kann die Berufsgenoſſenſchaft 
von den Mitgliedern für das erſte Jahr einen Beitrag im Voraus erheben. Falls 
die Landesgeſetzgebung oder das Statut hierüber nichts Anderes beſtimmen, erfolgt 
die Aufbringung der hierzu erforderlichen Mittel vorſchußweiſe nach der Zahl der 
von den Mitgliedern in ihren Betrieben dauernd beſchäftigten verſicherten Perſonen. 
Dabei iſt das von den Gemeindebehörden aufzuſtellende Verzeichniß ($. 34) 
maßgebend. 


F. 16. 


Durch die Landesgeſetzgebung, das Statut oder durch Beſchluß der Genoffen- 
ſchaftsverſammlung, welcher der Genehmigung der Landes⸗Zentralbehörde bedarf, 
kann beſtimmt werden, daß Unternehmer ſolcher Betriebe, welche mit erheblicher 
Unfallgefahr nicht verbunden ſind und in welchen ihres geringen Umfanges wegen 
Lohnarbeiter nur ausnahmsweiſe beſchäftigt werden, von Beiträgen ganz oder 
theilweiſe befreit ſein ſollen, und in welcher Weiſe bei der Ermittelung der zu 
befreienden Unternehmer verfahren werden ſoll. 
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Streitigkeiten, welche wegen einer ſolchen Befreiung zwiſchen der Berufs⸗ 
genoſſenſchaft oder ihren Organen einerſeits und den Unternehmern andeeerſeits 
entſtehen, werden von der höheren Verwaltungsbehörde endgültig entſchieden. 


8 


Durch Landesgeſetz oder durch das Statut kann die Anſammlung eines 
Reſervefonds angeordnet werden. Geſchieht dies, fo iſt zugleich darüber Beſtim⸗ 
mung zu treffen, unter welchen Vorausſetzungen die Zinſen des Reſervefonds für 
die Deckung der der Genoſſenſchaft obliegenden Laſten zu verwenden ſind, und in 
welchen Fällen der Kapitalbeſtand des Reſervefonds angegriffen werden darf. 


II. Bildung und Veränderung der Berufsgenoſſenſchaften. 


$. 18. 


Die Berufsgenoſſenſchaften werden auf Grund von Vorſchlägen der Landes⸗ 
regierungen durch den Bundesrath nach Anhörung des Reichs-Verſicherungsamts 
gebildet. 2 

Vor Einbringung der Vorſchläge find Vertreter der unter $. 1 fallenden 
Betriebe, welche zu einer Berufsgenoſſenſchaft vereinigt werden ſollen, zu hören. 


§. 19. 


Die Berufsgenoſſenſchaft regelt ihre Angelegenheiten und ihre Gefchäfts- 
ordnung durch ein Genoſſenſchaftsſtatut, welches durch eine Generalverſammlung 
(konſtituirende Genoſſenſchaftsverſammlung) zu beſchließen iſt. 


F. 20. 


Die konſtituirende Genoſſenſchaftsverſammlung beſteht aus Vertretern der 
Unternehmer der unter $. 1 fallenden Betriebe. 

Die Gemeindevertretung oder, wo ſolche nicht beſteht, die Gemeindebehörde 
bezeichnet aus der Mitte der der Gemeinde angehörigen Unternehmer oder bevoll— 
mächtigten Betriebsleiter Wahlmänner, deren Zahl die Landes⸗Zentralbehörde 
beftimmt. Die Wahlmänner werden nach Bezirken, welche von den Landes 
Zentralbehörden beſtimmt werden, zu Wahlverſammlungen berufen. Die letzteren 
wählen aus ihrer Mitte mit einfacher Stimmenmehrheit die Vertreter, aus welchen 
die konſtituirende Genoſſenſchaftsverſammlung beſteht. Im Uebrigen wird das 
Wahlverfahren durch eine von der Landes ⸗Zentralbehörde zu erlaſſende Wahl⸗ 
ordnung geregelt, in welcher die Vertreter auf die Wahlbezirke nach der Zahl der 
Wahlmänner ſo zu vertheilen ſind, daß mindeſtens ein Vertreter auf je zwanzig 
Wahlmänner entfällt. Die Landes⸗Zentralbehörde kann die Beſtimmung der 
Wahlbezirke und den Erlaß der Wahlordnung auch einer anderen Behörde 
übertragen. 

Reichs - Gefehbl. 1886. 27 


Bildung der Berufs- 
genoſſenſchaften. 


Statut der Berufs; 
genoſſenſchaft. 
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Geht der Bezirk der Genoſſenſchaft über die Grenzen eines Bundesſtaates 
hinaus, ſo werden die Obliegenheiten der Landes ⸗Zentralbehörde vom Reichs⸗ 
Verſicherungsamt im Einvernehmen mit den Zentralbehörden der betheiligten 
Bundesſtaaten wahrgenommen. 


K 2 


Die Berufung der konſtituirenden Genoſſenſchaftsverſammlung erfolgt, wenn 
der Bezirk der Genoſſenſchaft über die Grenzen eines Bundesſtaates hinausgeht, 
durch das Reichs⸗Verſicherungsamt, im Uebrigen durch die Zentralbehörde des 
Bundesſtaates, zu welchem der Bezirk der Genoſſenſchaft gehört, oder durch eine 
von der Zentralbehörde zu beſtimmende andere Behörde. 

Die Verſammlung findet in Gegenwart eines Beauftragten derjenigen 
Behörde, welche dieſelbe einberufen hat, ftatt. Der Beauftragte hat die Ver⸗ 
ſammlung zu eröffnen, die Wahl eines aus einem Vorſitzenden, zwei Schrift⸗ 
führern und mindeſtens zwei Beiſitzern beſtehenden proviſoriſchen Vorſtandes herbei⸗ 
zuführen und, bis dieſelbe erfolgt iſt, die Verhandlungen zu leiten. 

Nach erfolgter Wahl übernimmt der proviſoriſche Vorſtand die Leitung der 
Verhandlung, führt die Geſchäfte bis zur Uebernahme derſelben durch den definitiven 
Vorſtand und beruft erforderlichenfalls die weiteren Genoſſenſchaftsverſammlungen. 
In den Genoſſenſchaftsverſammlungen muß der Beauftragte der Behörde auf 
Verlangen jederzeit gehört werden. 

Die Beſchlüſſe der Genoſſenſchaftsverſammlung werden nach Stimmenmehrheit 
gefaßt. Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


e 


Das Genoſſenſchaftsſtatut muß Beſtimmung treffen: 

1. über Namen und Sitz der Genoſſenſchaft; 

2. über die Bildung des Genoſſenſchaftsvorſtandes und über den Umfang 
feiner Befugniffe; 

3. über die Bildung des Genoſſenſchaftsausſchuſſes zur Entſcheidung über 
Beſchwerden ($$. 38, 82); 

4. über die Zuſammenſetzung und Berufung der Genoſſenſchaftsverſammlung, 
ſowie über die Art ihrer Beſchlußfaſſung; 

5. über das den Mitgliedern der Genoſſenſchaftsverſammlung zuſtehende 
Stimmrecht und die Prüfung ihrer Legitimation; 

6. über den Maaßſtab für die Umlegung der Beiträge und, ſofern nicht 


die Umlegung nach dem Maaßſtabe von Steuern erfolgt, über das bei 
der Veranlagung und Abſchätzung zu beobachtende Verfahren ($$. 33 E 


7. über das Verfahren bei Aenderungen in der Perſon des Unternehmers, 
ſowie bei Betriebsveränderungen ($$. 47, 48); 
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8. über die Folgen der Betriebseinſtellungen, insbeſondere über die Sicher⸗ 
ſtellung der Beiträge der Unternehmer, welche den Betrieb einſtellen; 


9. über die den Vertretern der verſicherten Arbeiter (§. 49) zu gewährenden 
Vergütungsſätze ($$. 53 Abſ. 2, 60 Abſ. 1); 
10. über die Aufſtellung, Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung; 


11. über die Ausübung der der Genoſſenſchaft zuſtehenden Befugniſſe zum 
Erlaß von Vorſchriften behufs der Unfallverhütung und zur Ueber⸗ 
wachung der Betriebe ($$. 87 ff.) / 

12. über das bei der Anmeldung und dem Ausſcheiden der verſicherten 
Betriebsunternehmer und anderer nach $. 1 nicht verſicherter Perſonen 
($. 2) zu beobachtende Verfahren, ſowie über die Ermittelung des Jahres⸗ 
arbeitsverdienſtes der erſteren ($. 3) und darüber, welche in land- und 
forſtwirthſchaftlichen Betrieben des betreffenden Genoſſenſchaftsbezirks 
beſchäftigten Perſonen als Betriebsbeamte ($. 1 Abſ. 4) anzuſehen find; 

13. über die Vorausſetzungen einer Abänderung des Statuts. 


6. 23. 


Die Genoſſenſchaftsverſammlung beſteht aus Vertretern der verſicherungs⸗ 
pflichtigen Unternehmer. 

Das Statut kann vorſchreiben, daß die Berufsgenoſſenſchaft in örtlich 
abgegrenzte Sektionen eingetheilt wird und daß Vertrauensmänner als örtliche 
Genoſſenſchaftsorgane eingeſetzt werden. Enthält dasſelbe Vorſchriften dieſer Art, 
ſo iſt darin zugleich über Sitz und Bezirk der Sektionen, über die Zuſammen⸗ 
ſetzung und Berufung der Sektionsverſammlungen, ſowie über die Art ihrer Be- 
ſchlußfaſſung, über die Bildung der Sektionsvorſtände und über den Umfang 
ihrer Befugniſſe, ſowie über die Abgrenzung der Bezirke der Vertrauensmänner, 
die Wahl der letzteren und ihrer Stellvertreter und den Umfang ihrer Befugniſſe 
Beſtimmung zu treffen. 

Die Abgrenzung der Bezirke der Vertrauensmänner, ſowie die Wahl der 
letzteren und ihrer Stellvertreter, kann von der Genoſſenſchaftsverſammlung dem 
Genoſſenſchafts- oder Sektionsvorſtande, die Wahl der Sektionsvorſtände den 
Sekktionsverſammlungen übertragen werden. 


$. 24. 


Das Genoſſenſchaftsſtatut bedarf zu ſeiner Gültigkeit der Genehmigung des 
Reichs⸗Verſicherungsamts. 

Gegen die Entſcheidung desſelben, durch welche die Genehmigung verſagt 
wird, findet binnen einer Friſt von vier Wochen nach der Zuſtellung an den pro— 
viſoriſchen Genoſſenſchaftsvorſtand (F. 21) die Beſchwerde an den Bundesrath ſtatt. 

Wird innerhalb dieſer Friſt Beſchwerde nicht eingelegt oder wird die Ver- 
ſagung der Genehmigung des Statuts vom Bundesrath aufrecht erhalten, ſo ſind 

27* 
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die Vertreter ($. 20) innerhalb vier Wochen zu einer neuen Genoſſenſchaftsverſamm⸗ 
lung behufs anderweiter Beſchlußfaſſung über das Statut in Gemäßheit des $. 21 
zu laden. Wird auch dem von dieſer Verſammlung beſchloſſenen Statut die 
Genehmigung endgültig verſagt, ſo wird ein ſolches von dem Reichs⸗Verſicherungs⸗ 
amt erlaſſen. 

Abänderungen des Statuts bedürfen der Genehmigung des Reichs⸗Ver⸗ 
fiherungsamts. Gegen deren Verſagung findet binnen einer Friſt von vier Wochen 
die Beſchwerde an den Bundesrath ſtatt. 


$. 25. 


Nach endgültiger Feſtſtellung des Statuts hat der Genoſſenſchaftsvorſtand 
durch den Reichsanzeiger, für die über die Grenzen eines Bundesſtaates ſich nicht 
hinaus erſtreckenden Genoſſenſchaften durch das zu den amtlichen Veröffentlichungen 
der Landes⸗Zentralbehörde beſtimmte Blatt bekannt zu machen: 


1. den Namen und den Sitz der Genoſſenſchaft, 
2. die Bezirke der Sektionen und der Vertrauensmänner , 
3. die Zuſammenſetzung des Genoſſenſchaftsvorſtandes und der Sektions⸗ 


vorſtände ſowie, falls von den Beſtimmungen des $. 26 Gebrauch 
gemacht iſt, die betreffenden Organe der Selbſtverwaltung. 


Etwaige Aenderungen find in gleicher Weiſe zur öffentlichen Kenntniß zu 
bringen. 


F. 26. 


Dem Genoſſenſchaftsvorſtande liegt die geſammte Verwaltung der Genoſſen⸗ 
ſchaft ob, ſoweit nicht einzelne Angelegenheiten durch Geſetz oder Statut der Be— 
ſchlußnahme der Genoſſenſchaftsverſammlung vorbehalten oder anderen Organen 
der Genoſſenſchaft übertragen ſind. 

Der Beſchlußnahme der Genoſſenſchaftsverſammlung müſſen vorbehalten 
werden: 
die Wahl der Mitglieder des Genoſſenſchaftsvorſtandes, 
Abänderungen des Statuts, 

. die Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung, falls dieſe nicht 
einem Ausſchuſſe der Genoſſenſchaftsverſammlung von der letzteren über⸗ 
tragen wird. 

Durch Beſchluß der Genoſſenſchaftsverſammlung kann für einen beſtimmten 
Zeitraum die Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung, ſowie die Verwaltung 
der Genoſſenſchaft, ſoweit ſie den Vorſtänden zuſtehen würde, ganz oder zum 
Theil an Organe der Selbſtverwaltung mit deren Zuſtimmung übertragen werden. 
Eine ſolche Uebertragung bedarf der Genehmigung der Landes-Zentralbehörde. 


wm — 


— 13 — 


Soweit eine ſolche Uebertragung ftattfindet, gehen die Befugniſſe und Ob- 
liegenheiten der Organe der Genoſſenſchaft auf die betreffenden Organe der Selbſt⸗ 
verwaltung über. 


1 


Die Beſchlußfaſſung der Vorſtände kann in eiligen Fällen durch ſchriftliche 
Abſtimmung erfolgen. 

Mitglieder von Selbſtverwaltungsbehörden, welche auf Grund des $. 26 
Abſatz 3 die Verwaltung der Genoſſenſchaft führen, dürfen in Angelegenheiten, 
an deren Bearbeitung fie in Wahrnehmung der Intereſſen der Genoſſenſchaft theil- 
genommen haben, bei der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren oder bei 
der Entſcheidung der Aufſichtsbehörde (vergl. $. 12) nicht mitwirken. 


$. 28. 


Die Genoſſenſchaft wird durch ihren Vorſtand gerichtlich und außergerichtlich 
vertreten. Die Vertretung erſtreckt ſich auch auf diejenigen Geſchäfte und Rechts⸗ 
handlungen, für welche nach den Geſetzen eine Spezialvollmacht erforderlich iſt. 
Durch das Statut kann die Vertretung auch einem Mitgliede oder mehreren 
Mitgliedern des Vorſtandes übertragen werden. 

Durch die Geſchäfte, welche der Vorſtand der Genoſſenſchaft und die Vor- 
ſtände der Sektionen, ſowie die Vertrauensmänner innerhalb der Grenzen ihrer 
geſetzlichen und ſtatutariſchen Vollmacht im Namen der Genoſſenſchaft abſchließen, 
wird die letztere berechtigt und verpflichtet. 

Zur Legitimation der Vorſtände bei Rechtsgeſchäften genügt die Beſchei⸗ 
nigung der höheren Verwaltungsbehörde, daß die darin bezeichneten Perſonen den 
Vorſtand bilden. 


$. 29. 


Wählbar zu Mitgliedern der Vorſtände und zu Vertrauensmännern ſind 
nur die Mitglieder der Genoſſenſchaft beziehungsweiſe deren geſetzliche Vertreter. 
Nicht wählbar iſt, wer durch gerichtliche Anordnung in der Verfügung über 
ſein Vermögen beſchränkt iſt oder ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte 
befindet. 

Die Ablehnung der Wahl iſt nur aus denſelben Gründen zuläſſig, aus 
welchen das Amt eines Vormundes abgelehnt werden kann. Eine Wiederwahl 
kann abgelehnt werden. 

Genoſſenſchaftsmitglieder, welche eine Wahl ohne ſolchen Grund ablehnen, 
können auf Beſchluß der Genoſſenſchaftsverſammlung für die Dauer der Wahl- 
periode zu erhöhten Beiträgen bis zum doppelten Betrage herangezogen werden. 

Das Statut kann beſtimmen, daß die von den Unternehmern bevollmäch- 
tigten Leiter ihrer Betriebe zu Mitgliedern der Vorſtände und zu Vertrauens⸗ 
männern gewählt werden können. 


Maaßſtab für die Um⸗ 
legung der Beiträge. 


Gefahrenklaſſen und 
Abſchätzung. 


Die Mitglieder der Vorſtände und die Vertrauensmänner verwalten ihr 
Amt als unentgeltliches Ehrenamt, ſofern nicht durch das Statut eine Entſchä⸗ 
digung für den durch Wahrnehmung der Genoſſenſchaftsgeſchäfte ihnen erwachſenden 
Zeitverluſt beſtimmt wird. Baare Auslagen werden ihnen von der Genoſſenſchaft 
erſetzt, und zwar, ſoweit ſie in Reiſekoſten beſtehen, nach feſten, von der Genoſſen⸗ 
ſchaftsverſammlung zu beſtimmenden Sätzen. 


$. 31. 


Die Mitglieder der Vorſtände, ſowie die Vertrauensmänner haften der 
Genoſſenſchaft für getreue Geſchäftsverwaltung, wie Vormünder ihren Mündeln. 
Mitglieder der Vorſtände, ſowie die Vertrauensmänner, welche abſichtlich 
zum Nachtheil der Genoſſenſchaft handeln, unlerliegen der Strafbeſtimmung des 
§. 266 des Strafgeſetzbuchs. 
§. 32. 


Solange die Wahl der geſetzlichen Organe einer Genoſſenſchaft nicht zu 
Stande kommt, ſolange ferner dieſe Organe die Erfüllung ihrer geſetzlichen oder 
ſtatutariſchen Obliegenheiten verweigern, hat das Reichs⸗Verſicherungsamt die 
letzteren auf Koſten der Genoſſenſchaft wahrzunehmen oder durch Beauftragte 
wahrnehmen zu laſſen. 

§. 33. 


Durch das Statut kann, ſofern nicht durch die Landesgeſetzgebung die Ver⸗ 
ſicherung der Familienangehörigen des Betriebsunternehmers ausgeſchloſſen iſt (§. 1 
Abſ. 3), beſtimmt werden, daß die Beiträge der Berufsgenoſſen durch Zuſchläge 
zu direkten Staats⸗ oder Kommunalſteuern aufgebracht werden. Sofern das 
Statut eine ſolche Vorſchrift enthält, muß dasſelbe auch darüber Beſtimmung 
treffen, wie ſolche Mitglieder, welche die der Erhebung zu Grunde gelegte Steuer 
für ihren geſammten Betrieb oder einen Theil desſelben nicht zu entrichten haben, 
zu den Genoſſenſchaftslaſten heranzuziehen ſind. 

Sofern das Statut die Umlegung nach dem Maaßſtabe von Steuern nicht 
vorſchreibt, erfolgt die Umlegung der Beiträge nach der Höhe der mit dem Be- 
triebe verbundenen Unfallgefahr und dem Maaß der in den Betrieben durch⸗ 
ſchnittlich erforderlichen menſchlichen Arbeit. 


$. 34. 


Jede Gemeindebehörde hat für ihren Bezirk nach Bildung der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft binnen einer von dem Reichs⸗Verſicherungsamt zu beſtimmenden und 
öffentlich bekannt zu machenden Friſt ein Verzeichniß ſämmtlicher Unternehmer der 
unter $. 1 fallenden Betriebe aufzustellen und durch Vermittelung der unteren 
Verwaltungsbehörde dem Genoſſenſchaftsvorſtande zu überſenden. In dem Ver⸗ 
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zeichniſſe ift für jeden Unternehmer anzugeben, wieviel verſicherte männliche und 
weibliche Betriebsbeamte und Arbeiter derſelbe dauernd und wieviel verſicherte 
Perſonen derſelbe vorübergehend im Jahresdurchſchnitt beſchäftigt; bezüglich der 
letzteren iſt auch die durchſchnittliche Dauer der Beſchäftigung anzugeben. 

Die Gemeindebehörde iſt befugt, die Unternehmer zu einer Auskunft über 
die vorſtehend bezeichneten Verhältniſſe innerhalb einer zu beſtimmenden Friſt durch 
Geldſtrafen im Betrage bis zu einhundert Mark anzuhalten. Wird die Auskunft 
nicht vollſtändig oder nicht rechtzeitig ertheilt, ſo hat die Gemeindebehörde bei 
Aufſtellung des Verzeichniſſes nach ihrer Kenntniß der Verhältniſſe zu verfahren. 


F. 35. 


Durch die Genoſſenſchaftsverſammlung find für die der Genoſſenſchaft an- 
gehörenden Betriebe je nach dem Grade der mit denſelben verbundenen Unfall- 
gefahr entſprechende Gefahrenklaſſen zu bilden und über das Verhältniß der in 
denſelben zu leiſtenden Beitragsſätze Beſtimmungen zu treffen (Gefahrentarif). 

Durch Beſchluß der Genoſſenſchaftsperſammlung kann die Aufſtellung und 
Aenderung des Gefahrentarifs einem Ausſchuſſe oder dem Vorſtande übertragen 
werden. 

Die Aufſtellung und Abänderung des Gefahrentarifs bedarf der Geneh- 
migung des Reichs⸗Verſicherungsamts. 

Wird ein Gefahrentarif von der Genoſſenſchaft innerhalb einer vom Reichs⸗ 
Verſicherungsamt zu beſtimmenden Friſt nicht aufgeſtellt, oder dem aufgeſtellten 
die Genehmigung verſagt, fo hat das Reichs⸗Verſicherungsamt nach Anhörung 
der mit der Aufſtellung beauftragten Organe der Genoſſenſchaft den Tarif ſelbſt 
feſtzuſetzen. 

i Der Gefahrentarif iſt nach Ablauf von längſtens zwei Rechnungsjahren 
und ſodann mindeſtens von fünf zu fünf Jahren unter Berückſichtigung der in 
den einzelnen Betrieben vorgekommenen Unfälle einer Reviſion zu unterziehen. 
Die Ergebniſſe derſelben ſind mit dem Verzeichniſſe der in den einzelnen Betrieben 
vorgekommenen, auf Grund dieſes Geſetzes zu entſchädigenden Unfälle der Genoſſen⸗ 
ſchaftsperſammlung zur Beſchlußfaſſung über die Beibehaltung oder Aenderung 
der bisherigen Gefahrenklaſſen oder Gefahrentarife vorzulegen. Die Genoffen- 
ſchaftsverſammlung kann den Unternehmern nach Maßgabe der in ihren Betrieben 
vorgekommenen Unfälle für die nächſte Periode Zuſchläge auflegen oder Nachläſſe 
bewilligen. Die über die Aenderung der bisherigen Gefahrenklaſſen oder Gefahren⸗ 
tarife gefaßten Beſchlüſſe bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung des 
Reichs⸗Verſicherungsamts, demſelben iſt das Verzeichniß der vorgekommenen 
Unfälle vorzulegen. 

In Genoſſenſchaften, in welchen die einzelnen Betriebe eine erhebliche Ver⸗ 
ſchiedenheit der Unfallgefahr nicht bieten, kann die Genoſſenſchaftsverſammlung 
beziehungsweiſe der Vorſtand oder Ausſchuß (Abſ. 2) beſchließen, daß von der 
Aufſtellung eines Gefahrentarifs Abſtand zu nehmen iſt. Der Beſchluß bedarf 
der Genehmigung des Reichs⸗Verſicherungsamts. Dieſe Genehmigung kann zurück⸗ 
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gezogen werden, wenn aus den Verzeichniſſen der in den einzelnen Betrieben vor⸗ 
gekommenen Unfälle (Abſ. 5) ſich ergiebt, daß die Unfallgefahr in den einzelnen 
Betrieben eine weſentlich verſchiedene iſt. 


$. 36. 

Für jeden Unternehmer wird unter Berückſichtigung der Zahl der in ſeinem 
Betriebe beſchäftigten Arbeiter und der Dauer ihrer Beſchäftigung ($. 34) die 
Zahl derjenigen Arbeitstage abgeſchätzt, welche zur Bewirthſchaftung ſeines Be⸗ 
triebes im Jahresdurchſchnitt erforderlich find. Dabei ſind dauernd beſchäftigte 
Arbeiter mit dreihundert Arbeitstagen in Rechnung zu ziehen, die Arbeitstage 
weiblicher Perſonen nach Verhältniß des Jahresarbeitsverdienſtes ($. 6 Abf. 3) 
auf Arbeitstage männlicher Arbeiter zurückzuführen „die Arbeitsleiſtung von Be⸗ 
triebsbeamten, Betriebsunternehmern und deren nicht verſicherten Familien⸗ 
angehörigen (§. 1 Abſ. 3) aber nicht zu berückſichtigen (vergl. §. 80). 


$. 37. 

Die Veranlagung der Betriebe zu den Gefahrenklaſſen (§. 35), ſowie die 
Abſchätzung der Betriebe ($. 36) liegt nach näherer Beſtimmung des Statuts 
($. 22) den Organen der Genoffenſchaft ob. 

Die Mitglieder der Genoſſenſchaft ſind verpflichtet, den Organen derſelben 
auf Erfordern binnen zwei Wochen über ihre Betriebs- und Arbeiterverhältniſſe 
diejenige weitere Auskunft zu ertheilen, welche zur Durchführung der Veranlagung 
und Abſchätzung erforderlich iſt. 

b. 38. 


Binnen einer weiteren Friſt von vier Wochen können die Betriebsunter⸗ 
nehmer wegen der Aufnahme oder Nichtaufnahme ihrer Betriebe in die Verzeich⸗ 
niſſe, ſowie gegen die Veranlagung und Abſchätzung ihrer Betriebe bei dem Ge⸗ 
noſſenſchaftsvorſtande beziehungsweiſe dem Genoſſenſchaftsorgane, durch welches die 
Veranlagung und Abſchätzung erfolgt iſt, Einſpruch erheben. 

Gegen den auf den Einſpruch ſchriftlich zu ertheilenden Beſcheid ſteht dem 
Betriebsunternehmer binnen zwei Wochen nach der Zuſtellung die Beſchwerde 
an den Genoſſenſchaftsausſchuß (F. 22 Ziffer 3) und gegen die Entſcheidung des 
letzteren binnen gleicher Friſt die Berufung an das Reichs⸗Verſicherungsamt zu. 

Der auf den Einſpruch erfolgende Beſcheid iſt vorläufig vollſtreckbar. 


a MM — 


Die Mitglieder des Genoſſenſchaftsausſchuſſes dürfen bei der erſten Ver⸗ 
anlagung und Abſchätzung der Betriebe nicht mitwirken. 


8 39. 


In denjenigen Terminen, in welchen der Gefahrentarif zu revidiren iſt 
($. 35 Abſ. 5), ift auch die Veranlagung und die Abſchätzung der Betriebe einer 
Reviſion zu unterzieben. Hierbei iſt in derſelben Weiſe wie bei der erſten Ver⸗ 
anlagung und Abſchätzung zu verfahren. 


$. 40. 


Durch das Statut kann vorgeſchrieben werden, daß die Entſchädigungs⸗ 
beträge bis zu fünfzig Prozent von den Sektionen zu tragen ſind, in deren 
Bezirken die Unfälle eingetreten ſind. 

Die hiernach den Sektionen zur Laſt fallenden Beträge find auf die Mit- 
glieder derſelben nach Maßgabe der für die Genoſſenſchaft zu leiſtenden Beiträge 
umzulegen. 

ae 


Vereinbarungen von Genoſſenſchaften, die von ihnen zu leiſtenden Ent⸗ 
ſchädigungsbeträge ganz oder zum Theil gemeinſam zu tragen, find zuläſſig. 
Derartige Vereinbarungen beduͤrfen zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung der 
betheiligten Genoſſenſchaftsverſammlungen, ſowie der Genehmigung des Reichs⸗ 
Verſicherungsamts. Dieſelben dürfen nur mit dem Beginn eines neuen Rechnungs⸗ 
jahres in Wirkſamkeit treten. 

Die Vereinbarung hat ſich darauf zu erſtrecken, in welcher Weiſe der 
gemeinſam zu tragende Entſchädigungsbetrag auf die betheiligten Genoſſenſchaften 
zu vertheilen iſt. 

Ueber die Vertheilung des auf eine jede Genoſſenſchaft entfallenden Antheils 
an der gemeinſam zu tragenden Entſchädigung unter die Mitglieder der Genoſſen⸗ 
ſchaft entſcheidet die Genoſſenſchaftsverſammlung. Mangels einer anderweiten 
Beſtimmung erfolgt die Umlage dieſes Betrages in gleicher Weiſe, wie die der 
von der Genoſſenſchaft zu leiſtenden Entſchädigungsbeträge. 


$. 42. 


Nach erfolgtem Abſchluſſe der Organiſation der Berufsgenoſſenſchaften ſind 
Aenderungen in dem Beſtande der letzteren mit dem Beginn eines neuen Rechnungs⸗ 
jahres unter nachſtehenden Vorausſetzungen zuläſſig: 

1. Die Vereinigung mehrerer Genoſſenſchaften erfolgt auf übereinſtimmenden 
Beſchluß der Genoſſenſchaftsverſammlungen mit Genehmigung des 
Bundesraths. 

2. Das Ausſcheiden einzelner örtlich abgegrenzter Theile aus einer Genoſſen⸗ 
ſchaft und die Zutheilung derſelben zu einer anderen Genoſſenſchaft 
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erfolgt auf Beſchluß der betheiligten Genoſſenſchaftsverſammlungen mit 
Genehmigung des Bundesraths. Die Genehmigung kann verſagt werden, 
wenn durch das Ausſcheiden die Leiſtungsfähigkeit einer der betheiligten 
Genoſſenſchaften in Bezug auf die ihr obliegenden Pflichten gefährdet wird. 
3 Wird die Vereinigung mehrerer Genoſſenſchaften oder das Ausſcheiden 
einzelner örtlich abgegrenzter Theile aus einer Genoſſenſchaft und die 
Zutheilung derſelben zu einer anderen Genoſſenſchaft auf Grund eines 
Genoſſenſchaftsbeſchluſſes beantragt, dagegen von der anderen betheiligten 
Genoſſenſchaft abgelehnt, ſo entſcheidet auf Anrufen der Bundesrath. 
4. Anträge auf Ausſcheidung einzelner örtlich abgegrenzter Theile aus einer 
Genoſſenſchaft und Bildung einer beſonderen Genoſſenſchaft für dieſelben 
ſind zunächſt der Beſchlußfaſſung der Genoſſenſchaftsverſammlung zu 
unterbreiten und ſodann dem Bundesrath zur Entſcheidung vorzulegen. 
Wird die Genehmigung ertheilt, ſo erfolgt die Beſchlußfaſſung 
über das Statut für die neue Genoſſenſchaft nach Maßgabe der Be⸗ 
ſtimmungen in den $$. 19 bis 25. 


$. 43. 


Werden mehrere Genoſſenſchaften zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, ſo gehen 
mit dem Zeitpunkte, zu welchem die Veränderung in Wirkſamkeit tritt, alle Rechte 
und Pflichten der vereinigten Genoſſenſchaften auf die neugebildete Genoffen- 
ſchaft über. 

Wenn einzelne örtlich abgegrenzte Theile aus einer Genoſſenſchaft ausſcheiden 
und einer anderen Genoſſenſchaft angeſchloſſen werden, ſo ſind von dem Eintritt 
dieſer Veränderung ab die Entſchädigungsanſprüche, welche gegen die erſtere Ge- 
noſſenſchaft aus den in Betrieben der ausſcheidenden Genoſſenſchaftstheile ein- 
getretenen Unfällen erwachſen find, von der Genoſſenſchaft zu befriedigen, welcher 
die Genoſſenſchaftstheile nunmehr angeſchloſſen ſind. 

Scheiden einzelne örtlich abgegrenzte Theile aus einer Genoſſenſchaft unter 
Bildung einer neuen Genoſſenſchaft aus, ſo ſind von dem Zeitpunkte der Aus⸗ 
ſcheidung ab die Entſchädigungsanſprüche, welche gegen die erſtere Genoſſenſchaft 
aus den in Betrieben der ausſcheidenden Genoſſenſchaftstheile eingetretenen Unfällen 
erwachſen find, von der neugebildeten Genoſſenſchaft zu befriedigen. 

Inſoweit zufolge des Ausſcheidens von örtlich abgegrenzten Theilen Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche auf andere Genoſſenſchaften übergehen, haben die letzteren 
Anſpruch auf einen entſprechenden Theil des Reſervefonds und des ſonſtigen Ver⸗ 
mögens derjenigen Genoſſenſchaft, aus welcher die Ausſcheidung ſtattfindet. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen können durch übereinſtimmenden Beſchluß 
der betheiligten Genoſſenſchaftsverſammlungen abgeändert oder ergänzt werden. 

Streitigkeiten, welche in Betreff der Vermögensauseinanderſetzung zwiſchen 
den betheiligten Genoſſenſchaften entſtehen, werden mangels Verſtändigung derſelben 
über eine ſchiedsgerichtliche Entſcheidung von dem Reichs-Verſicherungsamt entſchieden. 


u 


III. Mitglicdſchaft. Betricbsperänderungen. 


$. 44. 

Mitglied der Genoſſenſchaft iſt jeder Unternehmer eines unter $. 1 fallenden 
Betriebes, deſſen Sitz in dem Bezirke der Genoſſenſchaft belegen iſt. 

Eine Geſammtheit von Grundſtuͤcken eines Unternehmers, für deren land⸗ 
wirthſchaftlichen Geſammtbetrieb gemeinſame Wirthſchaftsgebäude beſtimmt ſind, 
gilt im Sinne dieſes Geſetzes als ein einziger Betrieb. Als Sitz eines landwirth⸗ 
ſchaftlichen Betriebes, welcher ſich über die Bezirke mehrerer Gemeinden erſtreckt, 
gilt diejenige Gemeinde, in deren Bezirk die gemeinſamen Wirthſchaftsgebäude 
belegen ſind. Dabei entſcheiden diejenigen Wirthſchaftsgebäude, welche für die 
wirthſchaftlichen Hauptzwecke des Betriebes beſtimmt find. Die betheiligten Ge⸗ 
meinden und Unternehmer können ſich über einen anderen Betriebsſitz einigen. 

Mehrere forſtwirthſchaftliche Grundſtücke eines Unternehmers, welche der⸗ 
ſelben unmittelbaren Betriebsleitung (Revierverwaltung) unterſtellt find, gelten als 
ein einziger Betrieb. Forſtwirthſchaftliche Grundſtücke verſchiedener Unternehmer 
gelten als Einzelbetriebe, auch wenn ſie zuſammen derſelben Betriebsleitung unter⸗ 
ſtellt ſind. Als Sitz eines forſtwirthſchaftlichen Betriebes, welcher ſich über 
mehrere Gemeindebezirke erſtreckt, gilt diejenige Gemeinde, in deren Bezirk der 
größte Theil der Forſtgrundſtücke belegen iſt, ſofern nicht die betheiligten Gemeinden 
und der Unternehmer ſich über einen anderen Betriebsſitz einigen. 

Ueber die Zugehörigkeit gemiſchter, theils land⸗, theils forſtwirthſchaftlicher 
Betriebe zur Genoſſenſchaft entſcheidet der Hauptbetrieb. 

Wahlberechtigt und wahlfähig ſind die Mitglieder der Genoſſenſchaft nur 
dann, wenn ſie ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. 


§. 45. 

Die Mitgliedſchaft beginnt für die Unternehmer der unter $. 1 fallenden Be⸗ 
triebe, welche zur Zeit der Bildung der Genoſſenſchaft beſtehen, mit dieſem Zeit⸗ 
punkte, für die Unternehmer ſpäter eröffneter Betriebe mit dem Zeitpunkte der 
Eröffnung des Betriebes. 

$. 46. 

Von der Eröffnung eines neuen Betriebes hat die Gemeindebehörde durch Ver⸗ 
mittelung der unteren Verwaltungsbehörde dem Genoſſenſchaftsvorſtande Kenntniß 
zu geben. Derſelbe hat die Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft zu prüfen. Wird die 
Zugehörigkeit anerkannt, fo iſt nach $$. 37 und 38 zu verfahren. Wird die Zu⸗ 
gehörigkeit abgelehnt, ſo hat der Genoſſenſchaftsvorſtand der unteren Verwaltungs⸗ 
behörde hiervon Mittheilung zu machen. Dieſe hat ſodann die Entſcheidung des 
Reichs⸗Verſicherungsamts einzuholen. 


F. 47. 


Jeder Wechſel in der Perſon desjenigen, für deſſen Rechnung der Betrieb 
erfolgt, iſt von dem Unternehmer binnen einer durch das Statut feſtzuſetzenden 
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Friſt dem Genoſſenſchaftsvorſtande anzuzeigen. Iſt die Anzeige von dem Wechſel 
nicht erfolgt, ſo werden die auf die Genoſſenſchaftsmitglieder umzulegenden Bei⸗ 
träge von dem bisherigen Unternehmer bis für dasjenige Rechnungsjahr einſchließlich 
forterhoben, in welchem die Anzeige geſchieht, ohne daß dadurch der neue Unter⸗ 
nehmer von der auch ihm geſetzlich obliegenden Verhaftung für die Beiträge ent⸗ 
bunden iſt. 


F. 48. 


In Betreff der Anmeldung von Aenderungen in dem Betriebe, welche für 
die Zugehörigkeit desſelben zur Genoſſenſchaft oder für die Umlegung der Beiträge 
($$. 16, 33, 35, 36) von Bedeutung ſind, ſowie in Betreff des weiteren Ver⸗ 
fahrens hat das Genoſſenſchaftsſtatut (F. 22) Beſtimmung zu treffen. 

Gegen die auf die Anmeldung der Aenderung oder von Amtswegen er- 
gehenden Beſcheide der zuſtändigen Genoſſenſchaftsorgane ſteht dem Betriebsunter⸗ 
nehmer binnen einer Friſt von zwei Wochen die Beſchwerde an das Reichs⸗Ver⸗ 
ſicherungsamt zu. 


IV. vertretung der Arbeiter. 


$. 49. 


Zum Zweck der Theilnahme an den Entſcheidungen der Schiedsgerichte, an 
den Unfallunterſuchungen und an den Verhandlungen des Reichs⸗Verſicherungsamts 
werben Vertreter der Arbeiter berufen. Die Berufung erfolgt nach Maßgabe der 

. 51, 59, 95. 
8 Zur Vertretung der Arbeiter find nur zu berufen männliche, großjährige, 
auf Grund dieſes Geſetzes verſicherte Perſonen, welche in Betrieben der Genoſſen⸗ 
ſchaftsmitglieder beſchäftigt ſind, ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden 
und nicht durch richterliche Anordnung in der Verfügung über ihr Vermögen 
beſchränkt ſind. 


V. Schiedsgerichte. 


$. 50. 


Für jeden Bezirk einer Berufsgenoſſenſchaft oder, ſofern dieſelbe in Sektionen 
getheilt iſt, einer Sektion wird ein Schiedsgericht errichtet. 

Der Bundesrath kann anordnen, daß ſtatt eines Schiedsgerichts deren 
mehrere nach Bezirken gebildet werden. 

Der Sitz des Schiedsgerichts wird von der Zentralbehörde des Bundes⸗ 
ſtaates, zu welchem der Bezirk desſelben gehört, oder, ſofern der Bezirk über die 
Grenzen eines Bundesſtaates hinausgeht, im Einvernehmen mit den betheiligten 
Zentralbehörden von dem Reichs⸗Verſicherungsamt beſtimmt. 


— 151 — 


F. 51. 


Jedes Schiedsgericht beſteht aus einem ſtändigen Vorſitzenden und aus vier 
Beiſitzern. 

Der Vorſitzende wird aus der Zahl der öffentlichen Beamten, mit Aus⸗ 
ſchluß der Beamten derjenigen Betriebe, welche unter dieſes Geſetz fallen, von der 
Zentralbehörde des Landes, in welchem der Sitz des Schiedsgerichts belegen iſt, 
ernannt. Für den Vorſitzenden iſt in gleicher Weiſe ein Stellvertreter zu ernennen, 
welcher ihn in Behinderungsfällen vertritt. 

Zwei Beiſitzer werden von der Genoſſenſchaft oder, ſofern die Genoſſenſchaft 
in Sektionen getheilt iſt, von der betheiligten Sektion gewählt. Wählbar ſind 
die Genoſſenſchaftsmitglieder und die von denſelben bevollmächtigten Leiter ihrer 
Betriebe, ſofern ſie ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, weder 
dem Vorſtande der Genoſſenſchaft, noch dem Vorſtande der Sektion, noch den 
Vertrauensmännern angehören und nicht durch richterliche Anordnung in der Ver- 
fügung über ihr Vermögen beſchränkt ſind. 

Die beiden anderen Beiſitzer werden, wenn in dem Bezirke einer Genoſſen⸗ 
ſchaft oder einer Sektion die Krankenverſicherungspflicht für land⸗ oder forſtwirth⸗ 
ſchaftliche Arbeiter eingeführt iſt, aus der Zahl der den Beſtimmungen des $. 49 
Abſatz 2 genügenden, dem Arbeiterſtande angehörenden Perſonen ſeitens der Vor⸗ 
ſtände derjenigen Orts- und Betriebskrankenkaſſen, welche in dem Bezirke der 
Genoſſenſchaft beziehungsweiſe Sektion ihren Sitz haben und welchen mindeſtens 
ehn in Betrieben der Genoſſenſchaftsmitglieder beſchäftigte, nach $. 1 verſicherte 
Personen angehören, unter Ausſchluß der Arbeitgeber, gewählt. Das Wahlver- 
fahren wird durch ein Regulativ geregelt, welches das Reichs⸗Verſicherungsamt 
oder, ſofern der Bezirk der Genoſſenſchaft oder Sektion nur ſolche Betriebe um⸗ 
faßt, deren Sitz innerhalb desſelben Bundesſtaates belegen iſt, die Landes⸗Zentral⸗ 
behörde oder die von dieſer zu beſtimmende andere Behörde erläßt. Das Wahl⸗ 
verfahren leitet ein Beauftragter derjenigen Behörde, von welcher das Regulativ 
erlaſſen iſt. 

Befinden ſich in dem Bezirke der Genoſſenſchaft beziehungsweiſe Sektion 
keine Orts⸗ oder Betriebskrankenkaſſen, bei denen die Vorausſetzungen des Abſatzes 4 
zutreffen, ſo werden die daſelbſt bezeichneten beiden Beiſitzer von Seiten der Ver⸗ 
tretungen der betheiligten Gemeinden oder weiteren Kommunalverbände nach näherer 
Beſtimmung der Landes-Zentralbehörde berufen. Das hierbei zu beobachtende 
Verfahren wird durch ein in Gemäßheit der Beſtimmungen des Abſatzes 4 zu er⸗ 
laſſendes Regulativ geregelt. 

Für jeden Beiſitzer iſt ein erſter und ein zweiter Stellvertreter zu beſtellen, 
welche ihn in Behinderungsfällen zu vertreten haben. 

Die Amtsdauer der Beiſitzer und Stellvertreter währt vier Jahre. Alle 
zwei Jahre ſcheidet die Hälfte der Beiſitzer und ihrer Stellvertreter aus. Die erſt⸗ 
malig Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt, demnächſt entſcheidet das 
Dienſtalter. Scheidet ein Beiſitzer während ſeiner Amtsdauer aus, ſo treten für 
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den Reſt derſelben die Stellvertreter nach ihrer Reihenfolge für ihn ein. Aus- 
ſcheidende Beiſitzer und Stellvertreter können wieder beſtellt werden. 


$. 52. 


Der Name und Wohnort des Vorſitzenden „ſowie der Mitglieder des Schieds- 
gerichts und der Stellvertreter derſelben iſt von der Landes ⸗Zentralbehörde ($. 51 
Abf. 2) in dem zu deren amtlichen Veröffentlichungen beſtimmten Blatte öffentlich 
bekannt zu machen. 

F. 53. 


Der Vorſitzende und deſſen Stellvertreter, die Beiſitzer und deren Stell- 
vertreter ſind mit Beziehung auf ihr Amt zu beeidigen. 

Auf das Amt der Beiſitzer des Schiedsgerichts finden die Beſtimmungen 
der $$. 29 Abſatz 2 und 30 Anwendung. Die aus der Zahl der Verſicherten 
berufenen Beiſitzer erhalten nach den durch das Genoſſenſchaftsſtatut zu beſtimmenden 
Sätzen Erſatz für den ihnen in Folge ihrer Theilnahme an den Verhandlungen 
entgangenen Arbeitsverdienſt. Die Feſtſetzung des Erſatzes, ſowie der baaren Aus⸗ 
lagen erfolgt durch den Vorſttzenden. 

Die Behörde, welche das im $. 51 Abſatz 4 und 5 vorgeſehene Regulativ 
erlaſſen hat, iſt berechtigt, die Uebernahme und die Wahrnehmung der Obliegen⸗ 
heiten des Amts eines Beiſitzers oder Stellvertreters durch Geldſtrafen bis zu 
fünfhundert Mark gegen die ohne geſetzlichen Grund ſich Weigernden zu erzwingen. 
Die Geldſtrafen fließen zur Genoſſenſchaftskaſſe. 

Verweigern die Gewählten gleichwohl ihre Dienſtleiſtung, oder kommt eine 
Wahl nicht zu Stande, ſo hat, folange und ſoweit dies der Fall iſt, die untere 
Verwaltungsbehörde, in deren Bezirk der Sitz des Schiedsgerichts belegen iſt, die 
Beifiger aus der Zahl der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu ernennen. 


F. 54. 


Der Vorſitzende beruft das Schiedsgericht und leitet die Verhandlungen 
desſelben. Das Schiedsgericht iſt befugt, denjenigen Theil des Betriebes, in 
welchem der Unfall vorgekommen iſt, in Augenſchein zu nehmen, ſowie Zeugen 
und Sachverſtändige — auch eidlich — zu vernehmen. 

Das Schiedsgericht iſt nur beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden 
eine gleiche Anzahl von Arbeitgebern und Arbeitnehmern, und zwar mindeſtens 
je einer als Beiſitzer mitwirken. 

Die Entſcheidungen des Schiedsgerichts erfolgen nach Stimmenmehrheit. 

Im Vebrigen wird das Verfahren vor dem Schiedsgericht durch Kaiſerliche 
Verordnung mit Zuſtimmung des Bundesraths geregelt. 

Die Koſten des Schiedsgerichts, ſowie die Koſten des Verfahrens vor dem⸗ 
ſelben trägt die Genoſſenſchaft. 

Dem Vorſitzenden des Schiedsgerichts und deſſen Stellvertreter darf eine 
Vergütung von der Genoſſenſchaft nicht gewährt werden. 
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$. 55. 


Von jedem in einem verſicherten Betriebe vorkommenden Unfalle, durch 
welchen eine in demſelben beſchäftigte Perſon getödtet wird oder eine Körper⸗ 
verletzung erleidet, welche eine Arbeitsunfähigkeit von mehr als drei Tagen oder 
den Tod zur Folge hat, iſt von dem Betriebsunternehmer bei der Ortspolizei⸗ 
behörde ſchriftlich oder mündlich Anzeige zu erſtatten. 

Dieſelbe muß binnen zwei Tagen nach dem Tage erfolgen, an welchem 
der Betriebsunternehmer von dem Unfalle Kenntniß erlangt hat. 

Für den Betriebsunternehmer kann derjenige, welcher zur Zeit des Unfalls 
den Betrieb oder den Betriebstheil, in welchem ſich der Unfall ereignete, zu leiten 
hatte, die Anzeige erſtatten; im Falle der Abweſenheit oder Behinderung des Betriebd- 
unternehmers iſt er dazu verpflichtet. 

Das Formular für die Anzeige wird vom Reichs⸗Verſicherungsamt feſtgeſtellt. 

Die Vorſtände der unter Reichs⸗ oder Staatsverwaltung ſtehenden Betriebe 
haben die im Abſatz 1 vorgeſchriebene Anzeige der vorgeſetzten Dienſtbehörde nach 
näherer Anweiſung derſelben zu erſtatten. 


$. 56. 


Die Ortspolizeibehörden, im Falle des F. 55 Abſatz 5 die Betriebsvorſtände, 
haben über die zur Anzeige gelangenden Unfälle ein Unfallverzeichniß zu führen. 


$. 57. 

Jeder zur Anzeige gelangende Unfall, durch welchen eine verſicherte Perſon 
getödtet iſt oder eine Körperverletzung erlitten hat, die vorausſichtlich den Tod oder 
eine Erwerbsunfähigkeit von mehr als dreizehn Wochen zur Folge haben wird, 
iſt von der Ortspolizeibehörde ſobald wie möglich einer Unterſuchung zu unter⸗ 
ziehen, durch welche feſtzuſtellen find: 

. die Veranlaſſung und Art des Unfalls, 
die getödteten oder verletzten Perſonen, 
. die Art der vorgekommenen Verletzungen, 
der Verbleib der verletzten Perſonen, 
die Hinterbliebenen der durch den Unfall getödteten Perſonen, welche 
nach F. 7 einen Entſchädigungsanſpruch erheben können. 


E e — 


$. 58. 


An den Unterſuchungsverhandlungen können theilnehmen: Vertreter der 
Genoſſenſchaft, der Bevollmächtigte der Krankenkaſſe oder der von der Gemeinde⸗ 
behörde bezeichnete Arbeiter (§. 59), ſowie der Betriebsunternehmer, letzterer entweder 


Anzeige und Unter⸗ 
ſuchung der Unfälle. 
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in Perſon oder durch einen Vertreter. Zu dieſem Zweck iſt dem Genoſſenſchafts⸗ 
vorſtande, dem Bevollmächtigten der Krankenkaſſe oder dem von der Gemeinde⸗ 
behörde bezeichneten Arbeiter ($. 59) und dem Betriebsunternehmer vor der Ein⸗ 
leitung der Unterſuchung rechtzeitig Kenntniß zu geben. Iſt die Genoſſenſchaft in 
Sektionen getbeilt, oder find von der Genoſſenſchaft Vertrauensmänner beſtellt, 
fo iſt die Mittheilung von der Einleitung der Unterſuchung an den Sektions⸗ 
vorſtand beziehungsweiſe an den Vertrauensmann zu richten. 

Außerdem ſind, ſoweit thunlich, die ſonſtigen Betheiligten und auf Antrag 
und Koſten der Genoſſenſchaft Sachverſtändige zuzuziehen. 


$. 59. 


Die Vorſtände der Krankenkaſſen, welchen mindeſtens zehn in den Betrieben 
der Genoſſenſchaftsmitglieder beſchäftigte verſicherte Perſonen angehören, wählen 
alle zwei Jahre aus der Zahl der Kaffenmitglieher zum Zweck der Theilnahme 
an den Unfallunterſuchungen (§. 58) für den Bezirk einer oder mehrerer Orts⸗ 
polizeibehörden je einen Bevollmächtigten und zwei Erſatzmänner, deren Name 
und Wohnort den betheiligten Ortspolizeibehörden mitzutheilen iſt. 

Die dem Vorſtande der Kaffe angehörenden Vertreter der Arbeitgeber nehmen 
an der Wahl nicht theil. 

Wenn ein in Gemäßbeit dieſer Beſtimmungen gewählter Bevollmächtigter 
oder Erſatzmann nicht vorhanden iſt, ſo bezeichnet die Gemeindebehörde des Ortes, 
an welchem der Unfall ſich ereignete, auf Erſuchen der für die Unterſuchung zu⸗ 
ſtändigen Behörde einen Arbeiter, welcher an den Unterſuchungsverhandlungen 
theilnehmen kann. 

Hierbei ſind die Beſtimmungen des F. 49 zu beachten. 


$. 60. 


Dem Bevollmächtigten der Krankenkaſſe oder dem von der Gemeindebehörde 
bezeichneten Arbeiter ($. 59), welcher an der Unterſuchung des Unfalls theil⸗ 
genommen bat, wird nach den durch das Genoſſenſchaftsſtatut zu beſtimmenden 
Sätzen für den entgangenen Arbeitsverdienſt Erſatz geleiſtet. Die Feſtſetzung erfolgt 
durch die Ortspolizeibehörde. 

Von dem über die Unterſuchung aufgenommenen Protokoll, ſowie von den 
ſonſtigen Unterſuchungsverhandlungen iſt den Betheiligten auf ihren Antrag Einſicht 
und gegen Erſtattung der Schreibgebühren Abſchrift zu ertheilen. 


$. 61. 


Bei den im F. 55 Abſatz 5 bezeichneten Betrieben beſtimmt die vorgeſetzte 
Dienſtbehörde diejenige Behörde, welche die Unterſuchung nach den Beſtimmungen 
der $$. 57 und 58 vorzunehmen und die Vergütung für den Bevollmächtigten 
der Krankenkaſſe oder den von der Gemeindebehörde bezeichneten Arbeiter (F. 59) 


feſtzuſetzen hat. 
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F. 62. 


Die Feſtſtellung der Entſchädigungen für die durch Unfall verletzten Per: Entſcheidung 


ſtände. 


ſicherten und für die Hinterbliebenen der durch Unfall getödteten Verſicherten erfolgt: 
1. ſofern die Genoſſenſchaft in Sektionen eingetheilt ift, durch den Vorſtand 
der Sektion, wenn es ſich handelt 
a) um den Erſatz der Koſten des Heilverfahrens, 
p) um die für die Dauer einer vorausſichtlich vorübergehenden Erwerbs⸗ 
unfähigkeit zu gewährende Rente, 
c) um den Erſatz der Beerdigungskoſten; 
2. in allen übrigen Fällen durch den Vorſtand der Genoſſenſchaft. 


Das Genoſſenſchaftsſtatut kann beſtimmen, daß die Feſtſtellung der Ent⸗ 
ſchädigungen in den Fällen der Ziffern 1 und 2 durch einen Ausſchuß des Sektions⸗ 
vorſtandes oder durch eine beſondere Kommiſſion oder durch örtliche Beauftragte 
(Vertrauensmänner) und in den Fällen der Ziffer 2 auch durch den Sektions⸗ 
vorſtand oder durch einen Ausſchuß des Genoſſenſchaftsvorſtandes zu bewirken iſt. 

Vor der Feſtſtellung der Entſchädigung iſt dem Entſchädigungsberechtigten 
durch Mittheilung der Unterlagen, auf Grund deren dieſelbe zu bemeſſen iſt, 
Gelegenheit zu geben, ſich binnen einer Friſt von einer Woche zu äußern. 


$. 63. 


Sind verſicherte Perſonen in Folge des Unfalls getödtet, ſo haben die im 
$. 62 bezeichneten Genoſſenſchaftsorgane ſofort nach Abſchluß der Unterſuchung 
(§. 57 bis 61) oder, falls der Tod erſt ſpäter eintritt, ſobald fie von demfelben 
Kenntniß erlangt haben, die Feſtſtellung der Entſchädigung vorzunehmen. 

Sind verſicherte Perſonen in Folge des Unfalls körperlich verletzt, ſo iſt 
ſobald als möglich die ihnen zu gewährende Entſchädigung feſtzuſtellen. 

Für diejenigen verletzten Perſonen, für welche noch nach Ablauf von drei⸗ 
zehn Wochen eine weitere ärztliche Behandlung behufs Heilung der erlittenen Ver⸗ 
letzungen nothwendig iſt, hat ſich die Feſtſtellung zunächſt mindeſtens auf die bis 
zur Beendigung des Heilverfahrens zu leiſtenden Entſchädigungen zu erſtrecken. 
Die weitere Entſchädigung iſt, ſofern deren Feſtſtellung früher nicht möglich iſt, 
nach Beendigung des Heilverfahrens unverzüglich zu bewirken. 

In den Fällen der Abſätze 2 und 3 iſt bis zur definitiven Feſtſtellung der 
Entſchädigung noch vor Beendigung des Heilverfahrens vorläufig eine Entſchädigung 
zuzubilligen. 

§. 64. 


Entſchädigungsberechtigte, für welche die Entſchädigung nicht von Amts⸗ 
wegen feſtgeſtellt iſt, haben ihren Entſchädigungsanſpruch bei Vermeidung des 
Ausſchluſſes vor Ablauf von zwei Jahren nach dem Eintritt des Unfalls bei dem 
zuſtändigen Vorſtande anzumelden. 

Reichs ⸗Geſetzbl. 1886. 29 


der Vor. 


Berufung gegen die Ent⸗ 
ſcheidung der Behörden 
und Genoſſenſchafts⸗ 
organe. 
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Nach Ablauf dieſer Friſt iſt der Anmeldung nur dann Folge zu geben, 
wenn zugleich glaubhaft beſcheinigt wird, daß die Folgen des Unfalls erſt ſpäter 
bemerkbar geworden ſind oder daß der Entſchädigungsberechtigte von der Ver⸗ 
folgung ſeines Anſpruchs durch außerhalb ſeines Willens liegende Verhältniſſe 
abgehalten worden iſt. 

Wird der angemeldete Entſchädigungsanſpruch anerkannt, ſo iſt die Höhe 
der Entſchädigung ſofort feſtzuſtellen; anderenfalls iſt der Entſchädigungsanſpruch 
durch ſchriftlichen Beſcheid abzulehnen. 

Ereignete ſich der Unfall, in Folge deſſen der Entſchädigungsanſpruch 
erhoben wird, in einem Betriebe, deſſen Zugehörigkeit zu einer Genoſſenſchaft nicht 
feſtſteht, ſo hat die Anmeldung des Entſchädigungsanſpruchs bei der unteren Ver⸗ 
waltungsbehörde zu erfolgen, in deren Bezirk der Betrieb belegen iſt. Dieſelbe 
hat den Entſchädigungsanſpruch mittelſt Beſcheides zurückzuweiſen, wenn ſie den 
Betrieb, in welchem der Unfall ſich ereignet hat, für nicht unter $. 1 fallend 
erachtet; anderenfalls hat fie die Genoſſenſchaft, welcher der Betrieb angehört, 
nach Maßgabe der $$. 44 und 45 feſtzuſtellen und, nachdem dieſe Feſtſtellung 
erfolgt iſt, den angemeldeten Entſchädigungsanſpruch dem zuſtändigen Vorſtande 
zur weiteren Veranlaſſung zu überweiſen, auch dem Entſchädigungsberechtigten 
hiervon ſchriftlich Nachricht zu geben. Der Genoſſenſchaftsvorſtand iſt befugt, 
gegen die von der unteren Verwaltungsbehörde getroffene Feſtſtellung binnen einer 
Woche nach der Ueberweifung Widerſpruch zu erheben. Sofern dies geſchieht, 
hat die untere Verwaltungsbehörde die Entſcheidung des Reichs-Verſicherungsamts 
einzuholen. 

F. 65. 

Die Mitglieder der Genoſſenſchaften ſind verpflichtet, auf Erfordern der 
Behörden und Vorſtände (Ausſchüſſe derſelben, beſondere Kommiſſionen, Vertrauens⸗ 
männer) (F. 62) binnen einer Woche diejenigen Lohn- und Gehaltsnachweiſungen 
zu liefern, welche zur Feſtſtellung der Entſchädigung erforderlich ſind. 


F. 66. 


Ueber die Feſtſtellung der Entſchädigung hat der Vorſtand (Ausſchuß, 
Vertrauensmann), welcher dieſelbe vorgenommen hat, dem Entſchädigungsberech⸗ 
tigten einen ſchriftlichen Beſcheid zu ertheilen, aus welchem die Höhe der Ent: 
ſchädigung und die Art ihrer Berechnung zu erſehen iſt. Bei Entſchädigungen 
für erwerbsunfähig gewordene Verletzte iſt namentlich anzugeben, in welchem 
Maaße die Erwerbsunfähigkeit angenommen worden iſt. 


F. 67. 


Gegen den Beſcheid der unteren Verwaltungsbehörde, durch welchen der 
Entſchädigungsanſpruch aus dem Grunde abgelehnt wird, weil der Betrieb, in 
welchem der Unfall ſich ereignet hat, für nicht unter F. 1 fallend erachtet wird 
($. 64 Abſ. 4), ſteht dem Verletzten und feinen Hinterbliebenen die Beſchwerde 
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an das Reichs-Verſicherungsamt zu. Dieſelbe iſt binnen vier Wochen nach der 
Zuſtellung des ablehnenden Beſcheides bei der unteren Verwaltungsbehörde einzulegen. 

Gegen den Beſcheid, durch welchen der Entſchädigungsanſpruch aus einem 
anderen als dem vorbezeichneten Grunde abgelehnt wird (F. 64 Abſ. 3), ſowie 
gegen den Beſcheid, durch welchen die Entſchädigung feſtgeſtellt wird (F. 66), 
findet die Berufung auf ſchiedsrichterliche Entſcheidung ſtatt. 

Die Berufung iſt bei Vermeidung des Ausſchluſſes binnen vier Wochen 
nach der Zuſtellung des Beſcheides bei dem Vorfigenden desjenigen Schiedsgerichts 
(F. 51) zu erheben, in deſſen Bezirk der Betrieb, in welchem der Unfall ſich 
ereignet hat, belegen iſt. 

Der Beſcheid muß die Bezeichnung der für die Berufung zuſtändigen 
Stelle beziehungsweiſe des Vorſitzenden des Schiedsgerichts, ſowie die Belehrung 
über die einzuhaltenden Friſten enthalten. 

Die Berufung hat keine aufſchiebende Wirkung. 


$. 68. 


Die Entſcheidung des Schiedsgerichts ift dem Berufenden und demjenigen 
Genoſſenſchaftsorgane, welches den angefochtenen Beſcheid erlaſſen hat, zuzuſtellen. 
Gegen die Entſcheidung ſteht in den Fällen des H. 62 Ziffer 2 dem Verletzten 
oder deſſen Hinterbliebenen, ſowie dem Genoſſenſchaftsvorſtande binnen einer Friſt 
von vier Wochen nach der Zuſtellung der Entſcheidung der Rekurs an das Reichs⸗ 
Verſicherungsamt zu. Derſelbe hat keine aufſchiebende Wirkung. 

Bildet in dem Falle des $. 7 Ziffer 2 die Anerkennung oder Nichtanerken⸗ 
nung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen dem Getödteten und dem die Entſchädigung 
Beanſpruchenden die Vorausſetzung des Entſchädigungsanſpruchs, fo kann das 
Schiedsgericht den Betheiligten aufgeben, zuvörderſt die Feſtſtellung des betreffenden 
Rechtsverhältniſſes im ordentlichen Rechtswege herbeizuführen. In dieſem Falle 
iſt die Klage bei Vermeidung des Ausſchluſſes des Entſchädigungsanſpruchs binnen 
einer vom Schiedsgericht zu beſtimmenden, mindeſtens auf vier Wochen zu be⸗ 
meſſenden Friſt nach der Zuſtellung des hierüber ertheilten Beſcheides des Schieds⸗ 
gerichts zu erheben. 

Nach erfolgter rechtskräftiger Entſcheidung des Gerichts hat das Schieds⸗ 
gericht auf erneuten Antrag über den Entſchädigungsanſpruch zu entſcheiden. 


$. 69. 

Nach erfolgter Feſtſtellung der Entſchädigung (F. 62) ift dem Berechtigten 
von Seiten des Genoſſenſchaftsvorſtandes eine Beſcheinigung über die ihm zu⸗ 
ſtehenden Bezüge unter Angabe der mit der Zahlung beauftragten Poſtanſtalt 
($. 74) und der Zahlungstermine auszufertigen. 

Wird in Folge des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens der Betrag der Ent- 
ſchädigung geändert, fo iſt dem Entſchädigungsberechtigten ein anderweiter Berech⸗ 
tigungsausweis zu ertheilen. 

29° 


Entſcheidung 
des Schiedsgerſchts. 
Rekurs an das Reichs⸗ 
Verſicherungsamt. 


Berechtigungsausweis. 


Veränderung der Ber 
hältniſſe. 


Jälligkeitstermine. 
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gungsberechtigte. 
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Auszahlungen durch die 
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F. 70. 


Tritt in den Verhältniſſen, welche für die Feſtſtellung der Entſchädigung 
maßgebend geweſen ſind, eine weſentliche Veränderung ein, fo kann eine andeı- 
weitige Feſtſtellung derſelben auf Antrag oder von Amtswegen erfolgen. 

Iſt der Verletzte, für welchen eine Entſchädigung auf Grund des §. 6 
feſtgeſtellt war, in Folge der Verletzung geſtorben, ſo muß der Antrag auf 
Gewährung einer Entſchädigung für die Hinterbliebenen, falls deren Feſtſtellung 
nicht von Amtswegen erfolgt iſt, bei Vermeidung des Ausſchluſſes, vor Ablauf 
von zwei Jahren nach dem Tode des Verletzten bei dem zuſtändigen Vorſtande 
angemeldet werden. Nach Ablauf dieſer Friſt iſt der Anmeldung nur dann Folge 
zu geben, wenn zugleich glaubhaft beſcheinigt wird, daß der Entſchädigungsberech⸗ 
tigte von der Verfolgung ſeines Anſpruchs durch außerhalb ſeines Willens liegende 
Verhältniſſe abgehalten worden iſt. Im Uebrigen finden auf das Verfahren die 
Vorſchriften der $$. 62 bis 69 entſprechende Anwendung. 

Eine Erhöhung der im $. 6 beſtimmten Rente kann nur für die Zeit nach 
Anmeldung des höheren Anſpruchs gefordert werden. 

Eine Minderung oder Aufhebung der Rente tritt von dem Tage ab in 
Wirkſamkeit, an welchem der dieſelbe ausſprechende Beſcheid (§. 66) den Ent⸗ 
ſchädigungsberechtigten zugeſtellt iſt. 

8 7⁴. 


Die Koſten des Heilverfahrens ($. 6 Ziffer 1) und die Koſten der Beerdi- 
gung ($. 7 Ziffer 1) find binnen acht Tagen nach ihrer Feſtſtellung ($. 62) 
u zahlen. 
120 Die Entſchädigungsrenten der Verletzten und der Hinterbliebenen der Ge⸗ 
tödteten ſind in monatlichen Raten im Voraus zu zahlen. Dieſelben werden auf 
volle fünf Pfennig für den Monat nach oben abgerundet. 


$. 72. 


Die Genoſſenſchaft kann Ausländer, welche dauernd das Reichsgebiet ver⸗ 
laſſen, durch eine Kapitalzahlung für ihren Entſchädigungsanſpruch abfinden. 


§. 73. 

Die den Entſchädigungsberechtigten auf Grund dieſes Geſetzes zuſtehenden 
Forderungen können mit rechtlicher Wirkung weder verpfändet, noch auf Dritte 
übertragen, noch für andere als die im $. 749 Abſatz 4 der Civilprozeßordnung 
bezeichneten Forderungen der Ehefrau und ehelichen Kinder und die des erſatz⸗ 
berechtigten Armenverbandes gepfändet werden. 


F. 74. 


Die Auszahlung der auf Grund dieſes Geſetzes zu leiſtenden Entſchädigungen 
wird auf Anweiſung des Genoſſenſchaftsvorſtandes vorſchußweiſe durch die Poſt⸗ 
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verwaltungen, und zwar in der Regel durch diejenige Poſtanſtalt, in deren 
Bezirk der Entſchädigungsberechtigte zur Zeit des Unfalls feinen Wohnſitz hatte, 
bewirkt. 

Verlegt der Entſchädigungsberechtigte ſeinen Wohnſitz, ſo hat er die Ueber⸗ 
weiſung der Auszahlung der ihm zuſtehenden Entſchädigung an die Poſtanſtalt 
ſeines neuen Wohnortes bei dem Vorſtande, von welchem die Zahlungsanweiſung 
erlaſſen worden iſt, zu beantragen. 


$. 75. 

Binnen acht Wochen nach Ablauf jedes Rechnungsjahres haben die Zentral⸗ 
Poſtbehörden den einzelnen Genoſſenſchaftsvorſtänden Nachweiſungen der auf An⸗ 
weiſung der Vorſtände geleiſteten Zahlungen zuzuſtellen und gleichzeitig die Poſt⸗ 
kaſſen zu bezeichnen, an welche die zu erſtattenden Beträge einzuzahlen ſind. 


$. 76. 

Die von den Zentral⸗Poſtverwaltungen zur Erſtattung liquidirten Beträge 
ſind von dem Genoſſenſchaftsvorſtande gleichzeitig mit den Verwaltungskoſten und 
den etwaigen Rücklagen zum Reſervefonds unter Berückſichtigung der auf Grund 
der $$. 40 und 41 etwa vorliegenden Verpflichtungen oder Berechtigungen nach 
dem feſtgeſtellten Vertheilungsmaaßſtabe auf die Genoſſenſchaftsmitglieder umzulegen 
und von denſelben einzuziehen. 

F. 77. 


Erfolgt die Umlegung nach dem Maaßſtabe von Steuern (§. 33 Abſ. 1), 
ſo iſt der Berechnung die betreffende Steuer für denjenigen Zeitabſchnitt zu Grunde 
zu legen, für welchen die Umlegung erfolgt. 

F. 78. 

Werden die Beiträge nach dem Maaßſtabe der mit den Betrieben verbundenen 
Unfallgefahr und der in den Betrieben verwendeten Arbeit umgelegt ($. 33 Abi. 2), 
fo ift die Veranlagung in die Gefahrenklaſſe (§. 35), im Uebrigen für Arbeiter 
und verſicherte Familienangehörige die Abſchätzung der Betriebe ($. 36), für Be⸗ 
triebsbeamte eine beſondere jährlich aufzuſtellende Nachweiſung der von denſelben 
thatſächlich bezogenen Löhne und Gehälter ($. 79), für verſicherte Betriebsunter⸗ 
nehmer deren Jahresarbeitsverdienſt ($. 6 Abſ. 4) zu Grunde zu legen. 


$. 79. 

Zu dieſem Zweck bat jedes Mitglied der Genoſſenſchaft, welches im Laufe 
des verfloſſenen Rechnungsjahres verſicherte Betriebsbeamte beſchäftigt hat, binnen 
ſechs Wochen nach Ablauf des Rechnungsjahres dem Genoſſenſchaftsvorſtande eine 
Nachweisung desjenigen Betrages einzureichen, welchen jeder Betriebsbeamte im 
abgelaufenen Rechnungsjahre an Gehalt oder Lohn (§. 3) thatſächlich bezogen hat. 

Für Genoſſenſchaftsmitglieder, welche mit der rechtzeitigen Einſendung der 
Nachweiſung im Rückſtande ſind, erfolgt die Feſtſtellung der letzteren durch den 


Liquidationen der Poſt. 
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Genoſſenſchafts⸗ beziehungsweiſe Sektionsvorſtand auf Vorſchlag des etwa beſtellten 
Vertrauensmannes. 


F. 80. 


Bei der Berechnung der Beiträge wird in der Art verfahren, daß für jeden 
Arbeitstag eines Arbeiters oder einer anderen, nach $. 2 verſicherten Perſon, welche 
nicht Betriebsbeamter iſt, der dreihundertſte Theil des nach F. 6 für den Sitz des 
Betriebes ermittelten durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſtes für erwachſene männ⸗ 
liche Arbeiter, für jeden verſicherten Betriebsunternehmer derſelbe Jahresarbeits⸗ 
verdienſt, ſofern nicht durch das Statut hiervon abweichende Beſtimmungen ge⸗ 
troffen ſind, ſowie für jeden Betriebsbeamten der in dem Betriebe von ihm that⸗ 
ſächlich bezogene Verdienſt in Anſatz gebracht wird. Dabei iſt der die Höhe von 
täglich vier Mark, das Jahr zu dreihundert Arbeitstagen gerechnet, überſteigende 
Betrag des Jahresarbeitsverdienſtes nur mit einem Drittheil zur Anrechnung zu 
bringen. 

l 


Auf dieſer Grundlage wird von dem Genoſſenſchaftsvorſtande der Betrag 
berechnet, welcher auf jeden Unternehmer zur Deckung des Geſammtbedarfs ent- 
fällt, und die Heberolle aufgeſtellt. 

Den Gemeindebehörden ſind bezüglich der dem Gemeindebezirke angehörenden 
Genoſſenſchaftsmitglieder Auszüge aus der Heberolle mit der Aufforderung zuzu⸗ 
ſtellen, die Beiträge einzuziehen und in ganzer Summe binnen vier Wochen an 
den Genoſſenſchaftsvorſtand einzuſenden. Die Gemeindebehörden haben hierfür 
von der Berufsgenoſſenſchaft eine Vergütung zu beanſpruchen, deren Höhe von 
den Landes ⸗Zentralbehörden feſtzuſetzen iſt. 

Die Gemeinde haftet für diejenigen Beiträge, bei denen ſie den wirklichen 
Ausfall oder die fruchtlos erfolgte Zwangsvollſtreckung nicht nachweiſen kann, und 
muß ſie vorſchußweiſe mit einſenden. 


$. 82. 


Der Auszug aus der Heberolle ($. 81) muß diejenigen Angaben enthalten, 
welche die Zahlungspflichtigen in den Stand ſetzen, die Richtigkeit der angeſtellten 
Beitragsberechnung zu prüfen. Die Gemeindebehörde hat den Auszug während 
zwei Wochen zur Einſicht der Betheiligten auszulegen und den Beginn dieſer Friſt 
auf ortsübliche Weiſe bekannt zu machen. 

Binnen einer weiteren Friſt von zwei Wochen kann der Betriebsunternehmer, 
unbeſchadet der Verpflichtung zur vorläufigen Zahlung, gegen die Beitragsberech— 
nung bei dem Genoſſenſchaftsvorſtande Einſpruch erheben. Durch dieſen Einſpruch 
kann die nach $$. 35 und 36 erfolgte Veranlagung und Abſchätzung nicht an— 
gefochten werden. Auf das weitere Verfahren finden die Vorſchriften des $. 38 
Abſatz 3 und 4 entſprechende Anwendung. 
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Tritt in Folge des erhobenen Widerſpruchs oder der erhobenen Beſchwerde 
eine Herabminderung des Beitrags ein, ſo iſt der Ausfall bei dem Umlagever⸗ 
fahren des nächſten Rechnungsjahres zu decken. 


$. 83. 


Rückſtändige Beiträge, ſowie die im Falle einer Betriebseinſtellung etwa 
zu leiſtenden Kautionsbetraͤge ($. 22 Ziffer 8) werden in derſelben Weiſe bei⸗ 
getrieben, wie Gemeindeabgaben. Dasſelbe gilt von den Strafzuſchlägen in dem 
Falle der Ablehnung von Wahlen ($. 29 Abſ. 3). 

Uneinziehbare Beiträge fallen der Geſammtheit der Berufsgenoſſen zur 
Laſt. Sie find der Gemeinde, welche fie vorgeſchoſſen hat ($. 81 Abſ. 3), zu 
erſtatten, vorſchußweiſe aus dem Betriebsfonds oder erforderlichenfalls aus dem 
Reſervefonds der Berufsgenoſſenſchaft zu decken und bei dem Umlageverfahren des 
nächſten Rechnungsjahres zu berüdfichtigen. 


F. 84. 


Die Genoſſenſchaftsvorſtände haben die von den Zentral-Poſtbehörden liqui⸗ 
dirten Beträge innerhalb drei Monaten nach Empfang der Liquidationen an die 
ihnen bezeichneten Poſtkaſſen abzuführen. 

Gegen Genoſſenſchaften, welche mit der Erſtattung der Beträge im Nüd- 
ſtande bleiben, iſt auf Antrag der Zentral⸗Poſtbehörden von dem Reichs-Ver⸗ 
ſicherungsamt, vorbehaltlich der Beſtimmungen der $$. 14, 113, 114, das Zwangs⸗ 
beitreibungsverfahren einzuleiten. 

Das Reichs⸗Verſicherungsamt iſt befugt, zur Deckung der Anſprüche der 
Poſtverwaltungen zunächſt über bereite Beſtände der Genoſſenſchaftskaſſen zu ver⸗ 
fügen. Soweit dieſe nicht ausreichen, hat dasſelbe das Beitreibungsverfahren 
gegen die Mitglieder der Genoſſenſchaft einzuleiten und bis zur Deckung der Nüd: 
ſtände durchzuführen. 

§. 85. 


Die Einnahmen und Ausgaben der Genoſſenſchaften ſind von allen den 
Zwecken der letzteren fremden Vereinnahmungen und Verausgabungen geſondert 
feſtzuſtellen und zu verrechnen, ebenſo ſind die Beſtände geſondert zu verwahren. 
Verfügbare Gelder dürfen nur in öffentlichen Sparkaſſen oder wie Gelder bevor- 
mundeter Perſonen angelegt werden. 

Sofern beſondere geſetzliche Vorſchriften über die Anlegung der Gelder Be⸗ 
vormundeter nicht beſtehen, kann die Anlegung der verfügbaren Gelder in Schuld— 
verſchreibungen, welche von dem Deutſchen Reich, von einem deutſchen Bundes⸗ 
ſtaate oder dem Reichslande Elſaß⸗Lothringen mit geſetzlicher Ermächtigung aus⸗ 
geſtellt ſind, oder in Schuldverſchreibungen, deren Verzinſung von dem Deutſchen 
Reich, von einem deutſchen Bundesſtaate oder dem Reichslande Elfaß-Lotbringen 
geſetzlich garantirt iſt, oder in Schuldverſchreibungen, welche von deutſchen fom- 
munalen Korporationen (Provinzen, Kreiſen, Gemeinden ꝛc.) oder von deren 
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Kreditanſtalten ausgeſtellt und entweder ſeitens der Inhaber kündbar ſind, oder 
einer regelmäßigen Amortiſation unterliegen, erfolgen. Auch können die Gelder 
bei der Reichsbank verzinslich angelegt werden. 


$. 86. 


Ueber die geſammten Rechnungsergebniſſe eines Rechnungsjahres iſt nach 
Abſchluß desſelben alljährlich dem Reichstag eine vom Reichs-Verſicherungsamt 
aufzuſtellende Nachweiſung vorzulegen. 

Beginn und Ende des Rechnungsjahres wird für alle Genoſſenſchaften über⸗ 
einſtimmend durch Beſchluß des Bundesraths feſtgeſtellt. 


VII. Unfallverhütung. Ueberwachung der Betriebe durch die 
Genoſſenſchaften. 


F. 87. 


Die Genoſſenſchaften ſind befugt, für den Umfang des Genoſſenſchafts— 
bezirks oder für beſtimmt abzugrenzende Theile desſelben oder für beſtimmte In⸗ 
duſtriezweige oder Betriebsarten über die von den Mitgliedern zur Verhütung von 
Unfällen in ihren Betrieben zu treffenden Einrichtungen Vorſchriften zu erlaſſen 
und darin die Zuwiderhandelnden mit Zuſchlägen bis zum doppelten Betrage ihrer 
Beiträge oder, ſofern eine Einſchätzung in Gefahrenklaſſen ſtattgefunden hat und 
der Betrieb des Zuwiderhandelnden nicht in der höchſten Gefahrenklaſſe ſich be- 
findet, mit Einſchätzung des Betriebes in eine höhere Gefahrenklaſſe zu bedrohen. 

Für die Herſtellung der vorgeſchriebenen Einrichtungen iſt den Mitgliedern 
eine angemeſſene Friſt zu bewilligen. 

Dieſe Vorſchriften bedürfen der Genehmigung des Reichs⸗Verſicherungsamts. 

Die genehmigten Vorſchriften ſind den höheren Verwaltungsbehörden, auf 
deren Bezirke ſie ſich erſtrecken, durch den Genoſſenſchaftsvorſtand mitzutheilen. 

Dem Antrage auf Ertheilung der Genehmigung iſt die gutachtliche Aeußerung 
der Vorſtände derjenigen Sektionen, für welche die Vorſchriften Gültigkeit haben 
ſollen, oder, ſofern die Genoſſenſchaft in Sektionen nicht eingetheilt iſt, des Ge⸗ 
noſſenſchaftsvorſtandes beizufügen. 

$. 88. 

Die Feſtſetzung von Zuſchlägen ſowie die höhere Einſchätzung (§. 87) erfolgt 
durch den Vorſtand der Genoſſenſchaft. Hiergegen findet binnen zwei Wochen 
nach der Zuſtellung die Beſchwerde an das Reichs-Verſicherungsamt ſtatt. 


$. 89. 


Die von den Landesbehörden für beſtimmte Betriebsarten zur Verhütung 
von Unfällen zu erlaſſenden Anordnungen ſollen, ſofern nicht Gefahr im Verzuge 
iſt, den betheiligten Genoſſenſchaftsvorſtänden oder Sektionsvorſtänden zur Begut⸗ 
achtung nach Maßgabe des F. 87 vorher mitgetheilt werden. 
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8. 90. 


Die Genoſſenſchaften ſind befugt, durch Beauftragte die Befolgung der zur 
Verhütung von Unfällen erlaſſenen Vorſchriften zu überwachen, von den Ein⸗ 
richtungen der Betriebe, ſoweit fie für die Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft oder 
für die Einſchätzung in den Gefahrentarif von Bedeutung ſind, Kenntniß zu 
nehmen und behufs Prüfung der von den Betriebsunternehmern auf Grund 
geſetzlicher oder ſtatutariſcher Beſtinnnungen eingereichten Arbeiter⸗ und Lohn⸗ 
nachweiſungen diejenigen Geſchäftsbücher und Liſten einzuſehen, aus welchen die 
Zahl der beſchäftigten Arbeiter und Beamten und die Beträge der verdienten 
Löhne und Gehälter erſichtlich werden. 

Die Betriebsunternehmer ſind verpflichtet, den als ſolchen legitimirten Be⸗ 
auftragten der betheiligten Genoſſenſchaft auf Erfordern den Zutritt zu ihren 
Betriebsſtätten während der Betriebszeit zu geſtatten und die bezeichneten Bücher 
und Liſten an Ort und Stelle zur Einſicht vorzulegen. Sie können hierzu, vor⸗ 
behaltlich der Beſtimmungen des F. 91, auf Antrag der Beauftragten von der 
unteren Verwaltungsbehörde durch Geldſtrafen im Betrage bis zu dreihundert Mark 
angehalten werden. 

Seal 

Befürchtet der Betriebsunternehmer die Verletzung eines Betriebsgeheimniſſes 
oder die Schädigung ſeiner Geſchäftsintereſſen in Folge der Beſichtigung des Be⸗ 
triebes durch den Beauftragten der Genoſſenſchaft, ſo kann derſelbe die Beſichtigung 
durch andere Sachverſtändige beanſpruchen. In dieſem Falle hat er dem Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtande, ſobald er den Namen des Beauftragten erfährt, eine entſprechende 
Mittheilung zu machen und einige geeignete Perſonen zu bezeichnen, welche auf 
ſeine Koſten die erforderliche Einſicht in den Betrieb zu nehmen und dem Vorſtande 
die für die Zwecke der Genoſſenſchaft nothwendige Auskunft über die Betriebs⸗ 
einrichtungen zu geben bereit find. In Ermangelung einer Verſtändigung zwiſchen 
dem Betriebsunternehmer und dem Vorſtande entſcheidet auf Anrufen des letzteren 
das Reichs-Verſicherungsamt. 

We 

Die Mitglieder der Vorſtände der Genoſſenſchaften, ſowie deren Beauftragte 
(S$. 90 und 91) und die nach F. 91 ernannten Sachverſtändigen haben über die 
Thatſachen, welche durch die Ueberwachung und Kontrole der Betriebe zu ihrer 
Kenntniß kommen, Verſchwiegenheit zu beobachten und ſich der Nachahmung der 
von den Betriebsunternehmern geheim gehaltenen, zu ihrer Kenntniß gelangten 
Betriebseinrichtungen und Betriebsweiſen, ſolange als dieſe Betriebsgeheimniſſe 
ſind, zu enthalten. Die Beauftragten der Genoſſenſchaften und Sachverſtändigen 
ſind hierauf von der unteren Verwaltungsbehörde ihres Wohnortes zu beeidigen. 

F. 03. 

Namen und Wohnſitz der Beauftragten find von dem Genoſſenſchafts— 
vorſtande den höheren Verwaltungsbehörden, auf deren Bezirke ſich ihre Thätigkeit 
erſtreckt, anzuzeigen. 

Meichs⸗Geſetzbl. 1886. 30 
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Die Beauftragten find verpflichtet, den nach Maßgabe des F. 139 der 
Gewerbeordnung beſtellten ſtaatlichen Aufſichtsbeamten auf Erfordern über ihre 
Ueberwachungsthätigkeit und deren Ergebniſſe Mittheilung zu machen, und können 
dazu von dem Reichs⸗Verſicherungsamt durch Geldſtrafen bis zu einhundert Mark 
angehalten werden. 


F. 94. 


Die durch die Ueberwachung und Kontrole der Betriebe entſtehenden Koſten 
gehören zu den Verwaltungskoſten der Genoſſenſchaft. Soweit dieſelben in baaren 
Auslagen beſtehen, können fie durch den Vorſtand der Genoſſenſchaft dem Betriebs— 
unternehmer auferlegt werden, wenn derſelbe durch Nichterfüllung der ihm ob⸗ 
liegenden Verpflichtungen zu ihrer Aufwendung Anlaß gegeben hat. Gegen die 
Auferlegung der Koſten findet binnen zwei Wochen nach Zuſtellung des Beſchluſſes 
die Beſchwerde an das Reichs⸗Verſicherungsamt ſtatt. Die Beitreibung derſelben 
erfolgt in derſelben Weiſe, wie die der Gemeindeabgaben. 


VIII. Aufſichtsführung. 


$. 95. 


Die Genoſſenſchaften unterliegen in Bezug auf die Befolgung dieſes Geſetzes 

der Beaufſichtigung des Reichs⸗Verſicherungsamts ($. 87 des Unfallverſicherungs⸗ 
geſetzes). 
9 0 Reichs⸗Verſicherungsamt treten vier nichtſtändige Mitglieder hinzu, 
von welchen zwei von den Genoſſenſchaftsvorſtänden aus ihrer Mitte gewählt und 
zwei als Vertreter der Arbeiter durch den Bundesrath aus den im F. 49 Abſatz 2 
bezeichneten Perſonen berufen werden. 

Dieſe nichtſtändigen Mitglieder ſind zu denjenigen Verhandlungen des 
Reichs⸗Verſicherungsamts, bei denen es ſich um Angelegenheiten der dem gegen- 
wärtigen Geſetze unterliegenden Genoſſenſchaften handelt, ſtatt der nach §. 87 des 
Unfallverſicherungsgeſetzes von den Genoſſenſchaftsvorſtänden und den Vertretern 
der Arbeiter gewählten nichtſtändigen Mitglieder, und wenn es ſich um allgemeine 
Angelegenheiten handelt, neben dieſen Mitgliedern zuzuziehen. 

Die Wahl durch die Genoſſenſchaftsvorſtände erfolgt mittelſt ſchriftlicher 
Abſtimmung unter Leitung des Reichs⸗Verſicherungsamts nach relativer Stimmen⸗ 
mehrheit, bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. Das Stimmenverhältniß 
der einzelnen Wahlkörper beſtimmt der Bundesrath unter Berückſichtigung der 
Zahl der verſicherten Perſonen. 

Die Amtsdauer der nichtſtändigen Mitglieder währt vier Jahre. Für jedes 
nichtſtändige Mitglied ſind ein erſter und ein zweiter Stellvertreter zu beſtellen, 
welche dasſelbe in Behinderungsfällen zu vertreten haben. Scheidet ein ſolches 
Mitglied während ſeiner Amtsdauer aus, ſo haben für den Reſt derſelben die 
Stellvertreter nach ihrer Reihenfolge als Mitglieder einzutreten. 
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$. 96. 

Die Aufſicht des Reichs⸗Verſicherungsamts über den Geſchäftsbetrieb der 
Genoſſenſchaften hat ſich auf die Beobachtung der geſetzlichen und ſtatutariſchen 
Vorſchriften zu erſtrecken. Alle Entſcheidungen desſelben ſind endgültig, ſoweit in 
dieſem Geſetze nicht ein Anderes beſtimmt iſt. 

Das Reichs⸗Verſicherungsamt iſt befugt, jederzeit eine Prüfung der Ge— 
ſchäftsführung der Genoſſenſchaften vorzunehmen. 

Die Vorſtandsmitglieder, Vertrauensmänner und Beamten der Genoſſen— 
ſchaften find auf Erfordern des Reichs-Verſicherungsamts zur Vorlegung ihrer 
Bücher, Beläge und ihrer auf den Inhalt der Bücher bezüglichen Korreſpondenzen, 
ſowie der auf die Feſtſetzungen der Entſchädigungen und Jahresbeiträge bezüglichen 
Schriftſtücke an die Beauftragten des Reichs⸗Verſicherungsamts oder an das letztere 
ſelbſt verpflichtet. Dieſelben können hierzu durch Geldſtrafen bis zu eintauſend 
Mark angehalten werden. 

§. 97 

Das Reichs⸗Verſicherungsamt entſcheidet, unbeſchadet der Rechte Dritter, 
über Streitigkeiten, welche ſich auf die Rechte und Pflichten der Inhaber der 
Genoſſenſchaftsämter, auf die Auslegung der Statuten und die Gültigkeit der voll— 
zogenen Wahlen beziehen. Dasſelbe kann die Inhaber der Genoſſenſchaftsämter 
zur Befolgung der geſetzlichen und ſtatutariſchen Vorſchriften durch Geldſtrafen 
bis zu eintauſend Mark anhalten. 

N 
Die Beſchlußfaſſung des Reichs-Verſicherungsamts iſt durch die Anweſenheit 
von mindeſtens fünf Mitgliedern leinſchließlich des Vorſitzenden), unter denen ſich 
je ein Vertreter der Genoſſenſchaftsvorſtände und der Arbeiter befinden müſſen, 
bedingt, wenn es ſich handelt 
a) um die Vorbereitung der Beſchlußfaſſung des Bundesraths bei der 
Genehmigung von Veränderungen des Beſtandes der Genoſſenſchaften 
(F. 42), bei der Auflöſung einer leiſtungsunfähigen Genoſſenſchaft (§. 14), 
bei der Bildung von Schiedsgerichten ($. 50); 

b) um die Entſcheidung vermögensrechtlicher Streitigkeiten bei Verände⸗ 
rungen des Beſtandes der Genoſſenſchaften ($. 43); 

c) um die Entſcheidung auf Rekurſe gegen die Entſcheidungen der Schieds— 
gerichte (§. 68); 

d) um die Genehmigung von Vorſchriften zur Verhütung von Anfällen 
($. 87); 

e) um die Entſcheidung auf Beſchwerden gegen Strafverfügungen der Ge 
noſſenſchaftsvorſtände ($. 126). 

Solange die Vertreter der Genoſſenſchaftsvorſtände nicht gewählt und Ver⸗ 
treter der Arbeiter nicht berufen ſind, genügt die Anweſenheit von fünf anderen 
Mitgliedern leinſchließlich des Vorſitzenden). 

30° 
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In den Fällen zu b undes erfolgt die Beſchlußfaſſung unter Zuziehung 
von zwei richterlichen Beamten. 
Im Uebrigen werden die Formen des Verfahrens und der Geſchäftsgang 


des Reichs⸗Verſicherungsamts durch Kaiſerliche Verordnung unter Zuſtimmung 


des Bundesraths geregelt. 
§. 99. 


Die Koſten des Reichs-Verſicherungsamts und ſeiner Verwaltung trägt 
das Reich. 

Die nichtſtändigen Mitglieder erhalten für die Theilnahme an den Arbeiten 
und Sitzungen des Reichs⸗Verſicherungsamts eine nach dem Jahresbetrage feſt⸗ 
zuſetzende Vergütung, und diejenigen, welche außerhalb Berlin wohnen, außerdem 
Erſatz der Koſten der Hin⸗ und Rückreiſe nach den für die vortragenden Räthe 
der oberſten Reichsbehörden geltenden Sätzen (Verordnung vom 21. Juni 1875, 
Reichs⸗Geſetzbl. S. 249). Die Beſtimmungen im F. 16 des Geſetzes, betreffend 
die Rechtsverhältniſſe der Reichsbeamten, vom 31. März 1873 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 61) finden auf ſie keine Anwendung. 


F. 100. 


Werden in den einzelnen Bundesſtaaten für das Gebiet und auf Koſten 
derfelben von den Landesregierungen Landes⸗Verſicherungsämter errichtet ($$. 92, 
93 des Unfallverſicherungsgeſetzes), ſo finden hinſichtlich der Zuſammenſetzung der⸗ 
ſelben die Beſtimmungen des $. 95 mit folgenden Maßgaben Anwendung: 

1. An der Wahl der aus der Mitte der Genoſſenſchaftsvorſtände zu 
wählenden nichtſtändigen Mitglieder nehmen nur die Vorſtände der⸗ 
jenigen Genoſſenſchaften theil, welche Betriebe, deren Sitz im Gebiete 
eines anderen Bundesſtaates belegen iſt, nicht umfaſſen. Die Wahl 
erfolgt unter Leitung des Landes⸗Verſicherungsamts. Das Stimmen⸗ 
verhältniß der einzelnen Wahlkörper wird unter Berückſichtigung der Zahl 
der in den betreffenden Genoſſenſchaften verſicherten Perſonen von der 
Landesregierung beſtimmt. Solange eine Wahl nicht zu Stande ge⸗ 
kommen iſt, werden Vertreter der Betriebsunternehmer von der Landes⸗ 
Zentralbehörde ernannt. 

2. Die Berufung der Vertreter der Arbeiter erfolgt durch die Landes⸗ 
Zentralbehörde. 

Die den nichtſtändigen Mitgliedern zu gewährende Vergütung wird durch 

die Landesregierung geregelt. 
$. 101. 


Der Beaufſichtigung des Landes⸗Verſicherungsamts unterſtehen diejenigen 
Berufsgenoſſenſchaften, welche nur ſolche Betriebe umfaſſen, deren Sitz im Gebiete 
des betreffenden Bundesſtaates belegen iſt. In den Angelegenheiten dieſer Berufs⸗ 
genoſſenſchaften gehen die in den $$. 14, 24, 32, 34, 35, 38, 39, 41, 43, 46, 
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48, 64, 67, 68, 82, 84, 87, 88, 91, 93, 94, 96, 97, 107, 126 dem Reichs— 
Verſicherungsamt übertragenen Zuſtändigkeiten auf das Landes Verſicherungs⸗ 
amt über. 

Soweit jedoch in den Fällen der $$. 38, 41, 43, 46, 48, 64, 67, 68 
eine der Aufſicht eines anderen Landes⸗Verſicherungsamts oder des Reichs-Ver⸗ 
ſicherungsamts unterſtellte Berufsgenoſſenſchaft mitbetheiligt iſt, entſcheidet das 
Reichs-Verſicherungsamt. 

Unter den gleichen Vorausſetzungen ift das Reichs⸗Verſicherungsamt zuſtändig 
für Entſcheidungen auf Grund der $$. 30, 32, 37, 38, 62, 63 des Unfallver— 
ſicherungsgeſetzes. 

Das Landes⸗Verſicherungsamt hat in derartigen Fällen (Abſ. 2 und 3) 
die Akten an das Reichs⸗Verſicherungsamt zur Entſcheidung abzugeben. 

Treten für eine der im Abſatz 1 genannten, der Auflicht eines Landes⸗ 
Verſicherungsamts unterſtellten Berufsgenoſſenſchaften die Vorausſetzungen des 
$. 14 ein, fo gehen die Rechtsanſprüche und Verpflichtungen auf den betreffenden 
Bundesſtaat über. 

Die Beſchlußfaſſung des Landes⸗Verſicherungsamts in den im F. 98 unter 
b bis e bezeichneten Angelegenheiten ift durch die Anweſenheit von drei ſtändigen 
und zwei nichtſtändigen Mitgliedern bedingt, zu welchen in den Fällen zu b und e 
außerdem zwei richterliche Beamte zuzuziehen ſind. 


IX. Reichs- und Staatsbetriebe. 
§. 102. 

Für Betriebe, welche für Rechnung des Reichs oder eines Bundesſtaates 
verwaltet werden, tritt bei Anwendung dieſes Geſetzes an die Stelle der Berufs— 
genoſſenſchaft das Reich beziehungsweiſe der Staat. Die Befugniſſe und Obliegen⸗ 
heiten der Genoſſenſchaftsverſammlung und des Genoſſenſchaftsvorſtandes werden 
durch Ausführungsbehörden wahrgenommen, welche für die Heeresverwaltungen 
von der oberſten Militärverwaltungsbehörde des Kontingents, im Uebrigen für 
die Reichsverwaltungen vom Reichskanzler, für die Landesverwaltungen von der 
Landes⸗Zentralbehörde zu bezeichnen find. Dem Reichs-Verſicherungsamt iſt mit⸗ 
zutheilen, welche Behörden als Ausführungsbehörden bezeichnet worden ſind. 


$. 103. 


Soweit das Reich beziehungsweiſe der Staat in Gemäßheit des §. 102 an 
die Stelle der Berufsgenoſſenſchaft tritt, finden die $$. 13 bis 42, 44 bis 48, 
64 Abſaß 4, 65, 67 Abſatz 1, 76 bis 83, 84 Abſatz 2 und 3, 85, 87, 8s bis 94, 
95 Abſatz 1, 96, 97, 98 Abſatz 1 lit. a, d, e, 123 bis 128 keine Anwendung. 


F. 104. 


Die Erſtreckung der Verſicherungspflicht auf Betriebsbeamte mit einem 
zweitauſend Mark überſteigenden Jahresarbeitsverdienſte ($. 2 Abſ. 2) kann durch 


Reichs- und Staats- 
etriebe. 


Landesgeſetzliche 
Regelung. 
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die Ausführungsvorſchriften erfolgen, ſoweit dieſe Beamten nicht nach $. 4 von 
der Anwendung dieſes Geſetzes ausgeſchloſſen ſind. 

Den Ausführungsvorſchriften bleibt auch die Beſtimmung überlaſſen, ob 
und inwieweit die Renten nach Maßgabe des $. 9 in Naturalleiſtungen gewährt 
werden ſollen. 

$. 105. 

Für den Bezirk jeder Ausführungsbehörde iſt mindeſtens ein Schiedsgericht 
($. 50) zu errichten. Die im §. 51 Abſatz 3 bezeichneten Beiſitzer werden von 
der Ausführungsbehörde ernannt. 

Das Regulativ ($. 51 Abſ. 4 und 5) wird durch die für den Erlaß der 
Ausführungsvorſchriften zuſtändige Behörde erlaſſen. In demſelben ſind die Sätze 
für die den Vertretern der Arbeiter zu gewährende Vergütung ($$. 53 Abſ. 2 
und 60) feſtzuſtellen. 

$. 106. 
Die Feſtſtellung der Entſchädigungen (F. 62) erfolgt durch die in den 


N 


Ausführungsvorſchriften zu bezeichnende Behörde. 


90105. 

Gegen den Beſcheid der zuſtändigen Behörde, durch welchen ein Ent— 
ſchädigungsanſpruch aus dem Grunde abgelehnt wird, weil der Betrieb, in 
welchem der Unfall ſich ereignet hat, für nicht unter $. 1 fallend erachtet wird, 
ſteht dem Verletzten und ſeinen Hinterbliebenen die Beſchwerde an das Reichs⸗ 
Verſicherungsamt zu. Die Beſchwerde iſt bei demſelben binnen vier Wochen nach 
der Zuſtellung des ablehnenden Beſcheides einzulegen. 


$. 108. 

Die zur Durchführung der Beſtimmungen der $$. 102 bis 107 erforder⸗ 
lichen Ausführungsvorſchriften werden für die Heeresverwaltungen von der oberſten 
Militärverwaltungsbehörde des Kontingents, im Uebrigen für die Reichsverwal⸗ 
tungen vom Reichskanzler, für die Landesverwaltungen von der Landes ⸗Zentral⸗ 
behörde erlaſſen. 

K 1498 

Die Beſtimmungen der $$. 102 bis 108 finden auf Betriebe der im 
$. 102 bezeichneten Art keine Anwendung, infoweit die Reichs- beziehungsweiſe 
Landesregierung vor der Bildung der Berufsgenoſſenſchaften für den betreffenden 
Bezirk erklärt, daß ſolche Betriebe den Berufsgenoſſenſchaften angehören ſollen. 


X. Candesgeſetzliche Regelung. 


$. 110. 
Die Landesgeſetzgebung iſt befugt, die Abgrenzung der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften, deren Organiſation und Verwaltung, das Verfahren bei Betriebs- 
veränderungen, den Maaßſtab für die Umlegung der Beiträge und das Verfahren 
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bei deren Umlegung und Erhebung, abweichend von den Beſtimmungen der 
H. 18, 20 bis 25, 26 Abſatz 1, 2 Ziffer 3, Abſatz 3 und 4, 27 bis 41, 46, 
47, 48 Abſatz 1, 76 bis 83 zu regeln, ſowie abweichend von den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes die Organe zu bezeichnen, durch welche die Verwaltung der Berufs⸗ 
genoſſenſchaften geführt wird und die in dieſem Geſetze den Vorſtänden der letzteren 
übertragenen Befugniſſe und Obliegenheiten wahrgenommen werden. 


er. 

Macht die Landesgeſetzgebung von der Befugniß des $. 110 Gebrauch, fo 

hat dieſelbe 

1. über die Befugniß zur Ablehnung des Amts eines Beiſitzers des Schieds- 
gerichts und über die dieſen Beiſitzern zu gewährenden Vergütungen 
($. 53 Abſ. 2), 

2. über die Vertretung der Berufsgenoſſenſchaften bei den Unterſuchungs⸗ 
verhandlungen ($. 58), 

3. über den dem Bevollmächtigten der Krankenkaſſe oder dem von der 
Gemeindebehörde bezeichneten Arbeiter zu gewährenden Erſatz für ent— 
gangenen Arbeitsverdienſt ($. 60), 

4. über das Organ, bei welchem der Entſchädigungsanſpruch anzumelden 
iſt (F. 64) und welches die Entſchädigung feſtzuſtellen und hierüber den 
Beſcheid zu ertheilen hat ($$. 62, 66), 

5. über die Rechnungsführung der Berufsgenoſſenſchaften ($. 85), 

ſowie darüber Beſtimmung zu treffen, 

6. welche Perſonen außer den in Gemäßheit der $$. 90 und 91 ernannten 
Beauftragten und Sachverſtändigen den Beſtimmungen der $$. 127 
und 128 unterliegen. 

12 
Bei Abänderung des Beſtandes von Berufsgenoſſenſchaften ($. 42) tritt, 
falls nur ſolche Betriebe betheiligt ſind, deren Sitz im Gebiete desſelben Bundes⸗ 
ſtaates belegen iſt, an die Stelle des Bundesraths die Zentralbehörde dieſes 
Bundesſtaates, ſofern derſelbe von der Befugniß des $. 110 Gebrauch gemacht hat. 


$. 113. 

Die Auflöſung einer Berufsgenoſſenſchaft wegen Leiſtungsunfähigkeit ($. 14) 
und die Zutheilung der zu derſelben gehörigen Betriebe zu anderen Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften erfolgt durch die Landes⸗Zentralbehörde, wenn die aufzulöſende Berufs 
genoſſenſchaft auf Grund landesgeſetzlicher Beſtimmungen (F. 110) gebildet iſt und 
diejenigen Berufsgenoſſenſchaften, welchen Betriebe der aufgelöſten Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft zugetheilt werden ſollen, nur ſolche Betriebe umfaſſen, deren Sitz im Gebiete 
des betreffenden Bundesſtaates belegen iſt. 

In dieſem Falle gehen die Rechtsanſprüche und Verpflichtungen der auf⸗ 
gelöſten Genoſſenſchaft auf dieſen Bundesſtaat über. 


Haftpflicht der Betriebs. 
unternehmer und Bes 
triebsbeamten. 


$. 114. 

Die Bundesſtaaten find berechtigt, ihr Gebiet oder Theile desſelben der 
Berufsgenoſſenſchaft eines anderen Bundesſtaates, welcher von der im $. 110 
eingeräumten Befugniß Gebrauch gemacht hat, mit deſſen Zuſtimmung anzu⸗ 
ſchließen. In dieſem Falle gelten für die Berufsgenoſſenſchaft die landesgeſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen desjenigen Bundesſtaates, an welchen der Anſchluß erfolgt 
it, falls aber auch der anſchließende Bundesſtaat von der Befugniß des $. 110 
Gebrauch gemacht hat, die Beſtimmungen desjenigen. Bundesſtaates, in welchem 
ſich der Sitz der Berufsgenoſſenſchaft befindet. Der Sitz der Berufsgenoſſenſchaft 
iſt im letzteren Falle durch Vereinbarung der Landesregierungen zu beſtimmen. 
Wird eine derartige Berufsgenoſſenſchaft durch den Bundesrath wegen Leiſtungs⸗ 
unfähigkeit aufgelöſt (§. 14), ſo gehen deren Rechtsanſprüche und Verpflichtungen 
nach dem Maaßſtabe der im letzten Rechnungsjahre gezahlten Beiträge auf die 
betheiligten Bundesſtaaten über. 

Kommt eine Einigung nicht zu Stande, ſo entſcheidet auf Anrufen der 
Bundesrath. 

Se 36) 

Die im $. 110 eingeräumte Befugniß erliſcht, ſoweit in einem Bundes⸗ 
ſtaate innerhalb zwei Jahren nach dem Tage der Verkündung dieſes Geſetzes 
landesgeſetzliche Beſtimmungen nicht erlaſſen find oder innerhalb eines weiteren 
Jahres die Organiſation nicht durchgeführt iſt. 

Der Bundesrath kann dieſe Friſten auf Anſuchen um je ein Jahr verlängern. 

Die im F. 114 eingeräumte Berechtigung dauert ſolange, als nicht der 
Bundesrath das betreffende Gebiet gemäß §. 18 einer Berufsgenoſſenſchaft ange⸗ 
ſchloſſen hat. 


XI. Schluß- und Straf beſtimmungen. 


F. 6 

Die nach Maßgabe dieſes Geſetzes verſicherten Perſonen und deren Hinter⸗ 
bliebene können einen Anſpruch auf Erſatz des in Folge eines Unfalls erlittenen 
Schadens nur gegen diejenigen Betriebsunternehmer, Bevollmächtigten oder Ne- 
präſentanten, Betriebs- oder Arbeiteraufſeher geltend machen, gegen welche durch 
ſtrafgerichtliches Urtheil feſtgeſtellt worden iſt, daß fie den Unfall vorſätzlich herbei— 
geführt haben. 

In dieſem Falle beſchränkt ſich der Anſpruch auf den Betrag, um welchen 
die den Berechtigten nach den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften gebührende Ent⸗ 
ſchädigung diejenige überſteigt, auf welche ſie nach dieſem Geſetze Anſpruch haben. 

Die auf landesgeſetzlichen Beſtimmungen beruhenden Anſprüche eines Ver⸗ 
letzten auf Erſatz des in Folge des Unfalls erlittenen Schadens für die Dauer 
der erſten dreizehn Wochen nach dem Unfalle bleiben vorbehalten, wenn nicht durch 
die Landesgeſetzgebung oder durch ſtatutariſche Beſtimmung eine den Vorſchriften 
der $$. 6 und 7 des Krankenverſicherungsgeſetzes vom 15. Juni 1883 (Reichs⸗ 
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Geſetzbl. S. 73) beziehungsweiſe der $$. 137 ff. dieſes Geſetzes mindeſtens gleich⸗ 
kommende Fürſorge für den Verletzten und ſeine Angehörigen getroffen iſt oder 
der Verletzte auf Grund des $. 136 dieſes Geſetzes von der Krankenverſicherungs⸗ 
pflicht befreit iſt. 

$. 117. 


Diejenigen Betriebsunternehmer, Bevollmächtigten oder Repräſentanten, 
Betriebs- oder Arbeiteraufſeher, gegen welche durch ſtrafgerichtliches Urtheil feſt⸗ 
geſtellt worden iſt, daß fie den Unfall vorſätzlich oder durch Fahrläſſigkeit mit 
Außerachtlaſſung derjenigen Aufmerkſamkeit, zu der ſie vermöge ihres Amtes, 
Berufes oder Gewerbes beſonders verpflichtet ſind, herbeigeführt haben, haften für 
alle Aufwendungen, welche in Folge des Unfalls auf Grund dieſes Geſetzes oder 
des Geſetzes, betreffend die Krankenverſicherung der Arbeiter, vom 15. Juni 1883 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 73) von den Genoſſenſchaften, Gemeinden (§. 10 Abſ. 1) 
oder Krankenkaſſen gemacht worden ſind. 

In gleicher Weiſe haftet als Betriebsunternehmer eine Aktiengeſellſchaft, eine 
Innung oder eingetragene Genoſſenſchaft für die durch ein Mitglied ihres Vor⸗ 
ſtandes, ſowie eine Handelsgeſellſchaft, eine Innung oder eingetragene Genoſſen⸗ 
ſchaft für die durch einen der Liquidatoren herbeigeführten Unfälle. 

Als Erſatz für die Rente kann in dieſen Fällen deren Kapitalwerth gefordert 
werden. 

Der Anſpruch verjährt in achtzehn Monaten von dem Tage, an welchem 
das ſtrafrechtliche Urtheil rechtskräftig geworden iſt. 


$. 118. 


Die in den $$. 116 und 117 bezeichneten Anſprüche können, auch ohne 
daß die daſelbſt vorgeſehene Feſtſtellung durch ſtrafgerichtliches Urtheil ſtattgefunden 
hat, geltend gemacht werden, falls dieſe Feſtſtellung wegen des Todes oder der 
Abweſenheit des Betreffenden oder aus einem anderen in der Perſon desſelben 
liegenden Grunde nicht erfolgen kann. 


F. 119. 


Die Haftung dritter, in den $$. 116 und 117 nicht bezeichneter Perſonen, 
welche den Unfall vorſätzlich herbeigeführt oder durch Verſchulden verurſacht haben, 
beſtimmt ſich nach den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften. Jedoch geht die 
Forderung der Entſchädigungsberechtigten an den Dritten auf die Genoſſenſchaft 
inſoweit über, als die Verpflichtung der letzteren zur Entſchädigung durch dieſes 
Geſetz begründet iſt. 

$. 120. 


Dien Berufsgenoſſenſchaften ſowie den Betriebsunternehmern iſt unterſagt, 

die Anwendung der Beſtimmungen dieſes Geſetzes zum Nachtheil der Verſicherten 

durch Verträge (mittelſt Reglements oder beſonderer Uebereinkunft) auszuſchließen 
Reichs ⸗Geſetzbl. 1886. Sal 


Haftung Dritter. 


Verbot vertragsmäßiger 
Beſchränkungen. 


Rechtshülfe. 


Gebühren. und Stempel 
freiheit. 


Strafbeftimmungen, 
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oder zu beſchränken. Vertragsbeſtimmungen, welche dieſem Verbote zuwiderlaufen, 
haben keine rechtliche Wirkung. 
F. 121. 

Die öffentlichen Behörden ſind verpflichtet, den im Vollzuge dieſes Geſetzes 
an ſie ergehenden Erſuchen des Reichs⸗Verſicherungsamts, anderer öffentlicher 
Behörden, ſowie der Genoſſenſchafts- und Sektionsvorſtände und der Schieds⸗ 
gerichte zu entſprechen und den bezeichneten Vorſtänden auch unaufgefordert alle 
Mittheilungen zukommen zu laſſen, welche für den Geſchäftsbetrieb der Genoffen- 
ſchaften von Wichtigkeit ſind. Die gleiche Verpflichtung liegt den Organen der 
Genoſſenſchaften untereinander ob. 

Die durch die Erfüllung dieſer Verpflichtungen entſtehenden Koſten ſind von 
den Genoſſenſchaften als eigene Verwaltungskoſten ($. 15) inſoweit zu erſtatten, 
als fie in Tagegeldern und Reiſekoſten von Beamten oder Genoſſenſchaftsorganen, 
ſowie in Gebühren für Zeugen und Sachverſtändige oder in ſonſtigen baaren Aus⸗ 
lagen beſtehen. 

§. 122. 

Alle zur Begründung und Abwickelung der Rechtsverhältniſſe zwiſchen den 
Berufsgenoſſenſchaften einerſeits und den Verſicherten andererſeits erforderlichen 
ſchiedsgerichtlichen und außergerichtlichen Verhandlungen und Urkunden ſind 
gebühren und ſtempelfrei. Dasſelbe gilt für die behufs Vertretung von Berufs⸗ 
genoſſen ausgeſtellten privatſchriftlichen Vollmachten und für die im $. 12 
bezeichneten Streitigkeiten. 

S 

Betriebsunternehmer können von dem Genoſſenſchaftsvorſtande mit Ordnungs⸗ 
ſtrafe bis zu fünfhundert Mark belegt werden, wenn die von ihnen in Gemäßheit 
der $$. 34 Abſatz 2, 37 Abſatz 2, 39 ertheilte Auskunft oder die in Gemäßheit 
der $$. 47, 48 erſtattete Anzeige oder Anmeldung, imgleichen wenn die von ihnen 
in Gemäßheit der $$. 65, 79 eingereichten Lohn- oder Gehaltsnachweiſungen 
thatſächliche Angaben enthalten, deren Unrichtigkeit ihnen bekannt war oder bei 
Anwendung angemeſſener Sorgfalt nicht entgehen konnte. 


$. 124. 

Betriebsunternehmer, welche der ihnen obliegenden Verpflichtung zur Ertheilung 
von Auskunft in den Fällen der $$. 37 Abſatz 2, 39, zur Anzeige oder An⸗ 
meldung in den Fällen der $$. 47, 48, zur Einreichung der Lohn⸗ oder Gehalts⸗ 
nachweiſungen in den Fällen der $$. 65, 79, oder zur Erfüllung der für Betriebs⸗ 
einſtellungen gegebenen ſtatutariſchen Vorſchriften (§. 22 Ziffer 8) nicht rechtzeitig 
nachkommen, können von dem Genoſſenſchaftsvorſtande mit Ordnungsſtrafe bis zu 
dreihundert Mark belegt werden. 

Die gleiche Strafe kann, wenn die Anzeige eines Unfalls nicht rechtzeitig 
in Gemäßheit des $. 56 erfolgt iſt, gegen denjenigen verhängt werden, welcher 
zu der Anzeige verpflichtet war. 
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§. 125. 

Die Strafvorſchriften der $$. 123 und 124 finden auch gegen die geſetz⸗ 
lichen Vertreter handlungsunfähiger Betriebsunternehmer, desgleichen gegen die 
Mitglieder des Vorſtandes einer Aktiengeſellſchaft, Innung oder eingetragenen 
Genoſſenſchaft, ſowie gegen die Liquidatoren einer Handelsgeſellſchaft, Innung 
oder eingetragenen Genoſſenſchaft Anwendung. 


F. 126. 


Zur Verhängung der in den §H. 123 bis 125 angedrohten Strafen iſt der 
Vorſtand derjenigen Genoſſenſchaft zuſtändig, zu welcher der Betriebsunternehmer 
ehört. 
i Gegen die Strafverfügung des Genoſſenſchaftsvorſtandes ſteht den Bethei⸗ 
ligten binnen zwei Wochen von deren Zuſtellung an die Beſchwerde an das 
Reichs⸗Verſicherungsamt zu. 

Die Strafen fließen in die Genoſſenſchaftskaſſe. 


K 127. 


Die Mitglieder der Vorſtände der Genoſſenſchaften und die Mitglieder der 
Genoſſenſchaftsausſchüſſe zur Entſcheidung über Beſchwerden ($. 22 Ziffer 3), im- 
gleichen die in Gemäßheit der $$. 90 und 91 ernannten Beauftragten und Sach⸗ 
verſtändigen werden, wenn ſie unbefugt Betriebsgeheimniſſe offenbaren, welche 
kraft ihres Amtes oder Auftrages zu ihrer Kenntniß gelangt ſind, mit Geldſtrafe 
bis zu eintauſendfünfhundert Mark oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten 
beſtraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Betriebsunternehmers ein. 


$. 128. 


Die im §. 127 bezeichneten Perſonen werden mit Gefängniß, neben welchem 
auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden kann, beſtraft, wenn ſie 
abſichtlich zum Nachtheile der Betriebsunternehmer Betriebsgeheimniſſe, welche 
kraft ihres Amtes oder Auftrages zu ihrer Kenntniß gelangt ſind, offenbaren, 
oder geheim gehaltene Betriebseinrichtungen oder Betriebsweiſen, welche kraft ihres 
Amtes oder Auftrages zu ihrer Kenntniß gelangt find, ſolange als dieſe Betriebs— 
geheimniſſe ſind, nachahmen. 

Thun ſie dies, um ſich oder einem Anderen einen Vermögensvortheil zu 
verſchaffen, ſo kann neben der Gefängnißſtrafe auf Geldſtrafe bis zu dreitauſend 
Mark erkannt werden. 

$. 129. 

Die Zentralbehörden der Bundesſtaaten beſtimmen, von welchen Staats⸗ 
behörden, Gemeindevertretungen oder, wo ſolche nicht beſtehen, Gemeindebehörden 
die in dieſem Geſetze den höheren Verwaltungsbehörden, den unteren Verwaltungs⸗ 
behörden, den Ortspolizeibehörden, den Gemeindebehörden und den Vertretungen 

Dl 


Zuſtändige Lanbes⸗ 


behörden. Verwaltungs: 


ezekution. 


Zuſtellungen. 
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der Gemeinden und weiteren Kommunalverbände zugewieſenen Verrichtungen 
wahrzunehmen ſind, imgleichen zu welchen Kaſſen die in den §§. 34 Abſatz 2, 90 
Abſatz 2, 93 Abſatz 2 vorgeſehenen Strafen fließen. 

Die von den Zentralbehörden der Bundesſtaaten in Gemäßheit vorſtehender 
Vorſchrift erlaſſenen Beſtimmungen ſind durch den Deutſchen Reichs » Anzeiger 
befannt zu machen. 

$. 130. 

Geldſtrafen, welche auf Grund dieſes Geſetzes verhängt werden, mit Aus⸗ 
nahme derjenigen, auf welche von den Gerichten erkannt ift, werden in derſelben 
Weiſe beigetrieben, wie Gemeindeabgaben. 


87031. 

Die in dieſem Geſetze für Gemeinden getroffenen Beſtimmungen gelten auch 
für die einem Gemeindeverbande nicht einverleibten ſelbſtändigen Gutsbezirke und 
Gemarkungen. Soweit aus denſelben der Gemeinde oder Gemeindebehörde Rechte 
und Pflichten erwachſen, tritt an ihre Stelle der Gutsherr oder der Gemarkungs⸗ 
berechtigte. 

597132. 

Zuſtellungen, welche den Lauf von Friſten bedingen, erfolgen durch die 
Poſt mittelſt eingeſchriebenen Briefes. Der Beweis der Zuſtellung kann auch 
durch behördliche Beglaubigung geführt werden. 


B. Krankenverſicherung. 


$. 133. 


Werden durch die Landesgeſetzgebung in der Land- oder Forſtwirthſchaft 
gegen Gehalt oder Lohn beſchäftigte Perſonen der Krankenverſicherungspflicht nach 
Maßgabe des Krankenverſicherungsgeſetzes vom 15. Juni 1883 (Reichs ⸗Geſetzbl. 
S. 73) unterworfen, ſo findet letzteres Geſetz mit den aus den $$. 134 bis 142 dieſes 
Geſetzes ſich ergebenden Aenderungen Anwendung. Dasſelbe gilt, wenn durch 
ſtatutariſche Beſtimmungen auf Grund des §. 2 des Krankenverſicherungsgeſetzes die 
Anwendung der Vorſchriften des §. 1 des letzteren auf ſolche Perſonen erſtreckt wird. 


$. 134. 


Der Beſchäftigungsort land⸗ und forſtwirthſchaftlicher Arbeiter und der Sitz 
des Betriebes beſtimmt ſich nach den Vorſchriften der $$. 10 und 44 dieſes Geſetzes. 

Gemeinden oder weitere Kommunalverbände koͤnnen bei dem Erlaſſe ſtatu⸗ 
tariſcher Beſtimmungen über die Krankenverſicherung land⸗ und forſtwirthſchaft⸗ 
licher Arbeiter beſchließen, daß dieſe Beſtimmungen auch auf außerbalb des Kom⸗ 
munalbezirks liegende Theile ſolcher Betriebe ſich erſtrecken ſollen, deren Sitz 
innerhalb des Bezirks der Gemeinde oder des weiteren Kommunalverbandes be⸗ 
legen iſt. 
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$. 135. 


Die Beſtimmung des F. 20 Abſatz 1 Ziffer 2 des Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes findet nur auf verheirathete Wöchnerinnen oder ſolche Wittwen Anwen⸗ 
dung, deren Entbindung nach dem Tode des Ehemannes innerhalb des nach den 
Landesgeſetzen für die Vermuthung der ehelichen Geburt maßgebenden Zeitraumes 
erfolgt. 


$. 136. 


Perſonen, welche erweislich mindeſtens für dreizehn Wochen nach der Er— 
krankung dem Arbeitgeber gegenüber einen Rechtsanſpruch auf eine den Beſtim⸗ 
mungen des F. 6 des Krankenverſicherungsgeſetzes entſprechende oder gleichwerthige 
Unterſtützung haben, ſind auf den Antrag des Arbeitgebers von der Verſicherungs⸗ 
pflicht zu befreien, ſofern die Leiſtungsfähigkeit desſelben genügend geſichert iſt. 

Ueber den Antrag entſcheidet die Verwaltung der Gemeindekrankenverſicherung 
oder der Vorſtand der Krankenkaſſe, welcher die zu befreiende Perſon angehören 
würde. Wird die Leiſtungsfähigkeit des Arbeitgebers beanſtandet, fo iſt der Antrag 
an die Aufſichtsbehörde zur Entſcheidung abzugeben. 

Die Entſcheidung über den Befreiungsantrag iſt den Betheiligten zu eröffnen 
und vorläufig vollſtreckbar. Gegen dieſelbe ſteht jedem Betheiligten binnen zwei 
Wochen die Beſchwerde an die vorgeſetzte Aufſichtsbehörde zu. 

Die Befreiung gilt für die Dauer des Arbeitsvertrages. Sie hört vor 
Beendigung desſelben auf: 


1. wenn dies von der im Abſatz 2 bezeichneten Aufſichtsbehörde wegen 
nicht genügender Leiſtungsfähigkeit des Arbeitgebers — ſei es von Amts⸗ 
wegen, ſei es auf Vorſchlag der Verwaltung der Gemeindekrankenver⸗ 
ſicherung oder des Vorſtandes der Krankenkaſſe — angeordnet wird, 


2. wenn der Arbeitgeber die befreite Perſon zur Krankenverſicherung an⸗ 
meldet. Die Anmeldung iſt im Falle einer zur Zeit derſelben bereits 
eingetretenen Erkrankung ohne rechtliche Wirkung. 


Inſoweit einer nach Abſatz 1 befreiten Perſon im Falle der Erkrankung 
von dem Arbeitgeber eine den Beſtimmungen des F. 6 des Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes entſprechende oder gleichwerthige Unterſtützung nicht gewährt wird, iſt 
diefelbe auf Antrag von der betreffenden Gemeindekrankenverſicherung oder Kranken⸗ 
kaſſe zu gewähren. Die hiernach gemachten Aufwendungen ſind von dem Arbeit⸗ 
geber zu erſetzen. 

Streitigkeiten über Unterſtützungsanſprüche, welche gegen die Gemeinde⸗ 
trankenverſicherung oder Krankenkaſſe auf Grund des vorſtehenden Abſatzes ent⸗ 
ſtehen, werden nach Maßgabe des F. 12 Abſatz 1, Streitigkeiten über Erſatz⸗ 
anſprüche zwiſchen der Gemeindekrankenverſicherung oder Krankenkaſſe einerſeits 
und dem Arbeitgeber andererſeits nach Maßgabe des $. 12 Abſatz 2 dieſes Geſetzes 


entſchieden. 
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13 

Für verſicherungspflichtige Perſonen, welche erweislich auf Grund eines 
mindeſtens für die Dauer eines Jahres abgeſchloſſenen Arbeitsvertrages 

1 jährliche Naturalleiſtungen mindeſtens im dreihundertfachen Werthe 

des von der Gemeindekrankenverſicherung beziehungsweiſe Krankenkaſſe 
für einen Krankentag zu zahlenden Krankengeldes beziehen, oder für 
den Krankentag einen Arbeitslohn an Geld oder Naturalleiſtungen er⸗ 
halten, welcher dem von der Gemeindekrankenverſicherung beziehungs⸗ 
weiſe Krankenkaſſe zu zahlenden täglichen Krankengelde mindeſtens gleich⸗ 
kommt, und 

. auf Fortgewährung dieſer Leiſtungen, innerhalb der Geltungsdauer des 
Arbeitsvertrages, für mindeſtens dreizehn Wochen nach der Erkrankung 
einen Rechtsanſpruch haben, 

tritt auf Antrag des Arbeitgebers während der Geltungsdauer des Arbeitsvertrages 

eine Ermäßigung der Verſicherungsbeiträge ein, wogegen das Krankengeld in 

Wegfall kommt. 

Die Ermäßigung der Beiträge erfolgt in demſelben Verhältniſſe, in welchem 
die Höhe des Krankengeldes zu dem Werthe der ſonſtigen Kaſſenleiſtungen ſteht. 
Dies Verhältniß iſt durch ſtatutariſche Beſtimmung feſtzuſtellen, welche für die 
Gemeindekrankenverſicherung von der Gemeinde, für die gemeinſame Gemeinde 
krankenverſicherung ($. 12 des Krankenverſicherungsgeſetzes) durch den weiteren 
Kommunalverband, für Orts- und Betriebskrankenkaſſen durch das Kaſſenſtatut 
zu treffen iſt. Die ſtatutariſchen Beſtimmungen der Gemeinden und weiteren 
Kommunalverbände bedürfen der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde; 
auf die Feſtſetzung durch das Kaſſenſtatut findet §. 24 des Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes Anwendung. Wo weitere Kommunalverbände nicht beſtehen, erfolgt die 
Feſtſetzung für die gemeinſame Gemeindekrankenverſicherung durch die höhere Ver⸗ 
waltungsbehörde. Solange eine endgültige Feſtſetzung dieſes Beitragsverhältniſſes 
nicht erfolgt iſt, wird für die nach Abſatz 1 verſicherten Perſonen der dritte Theil 
der für andere Kaſſenmitglieder geltenden Beiträge entrichtet. 

Soweit die im Abſatz 1 Ziffer 1 bezeichneten Leiſtungen im Falle der Ei 
krankung von dem Arbeitgeber nicht in Gemäßheit des Arbeitsvertrages, auf Grund 
deſſen die Ermäßigung der Beiträge erfolgt iſt, gewährt werden, iſt dem Erkrankten 
auf Antrag das Krankengeld von der Gemeindekrankenverſicherung oder Kranker⸗ 
kaſſe zu zahlen und derſelben von dem Arbeitgeber zu erſetzen. Streitigkeiten über 
ſolche Erſatzanſprüche werden nach Maßgabe des $. 12 Abſatz 2 dieſes Geſetzes 
entſchieden. 


1 


$. 138. 
Durch ſtatutariſche Beſtimmung ($. 137 Abſ. 2) kann eine entſprechende 
Kürzung des Krankengeldes und der Beiträge auch für ſolche Verſicherten ange⸗ 
ordnet werden, welche in Krankheitsfällen auf Grund ihres Arbeitsvertrages weniger 
als die im §. 137 Abſatz 1 feſtgeſetzten Geld⸗ oder Naturalleiſtungen beziehen. 
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Die Kürzung muß dem Verhältniſſe entſprechen, in welchem der Werth dieſer 
Leiſtungen zu der Höhe des Krankengeldes ſteht. Im Uebrigen finden die Be 
ſtimmungen des F. 137 auch auf Fälle dieſer Art Anwendung. 


$. 139. 


Soweit es ſich nicht um die unter F. 2 Abſatz 1 Ziffer 1 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes fallenden Arbeiter handelt, finden die Beſtimmungen des F. 54 
des gedachten Geſetzes keine Anwendung. 

Die Zahlung der Beiträge erfolgt auch für die nach $$. 137 und 138 
verſicherten Perſonen nach den Beſtimmungen der $$. 51 bis 53 des Kranken— 
verſicherungsgeſetzes. 

F. 140. 


Der Werth der Naturalbezüge wird nach Durchſchnittspreiſen von der unteren 
Verwaltungsbehörde feſtgeſetzt. 


$. 141. 


Die auf Grund der $$.2, 49 bis 52 Abſatz 1, 53, 54 des Kranken- 
verſicherungsgeſetzes erlaſſenen ſtatutariſchen Beſtimmungen find, ſoweit fie den 
vorſtehenden Vorſchriften zuwiderlaufen, bis zum 1. Januar 1887 mit denſelben 
in Uebereinſtimmung zu bringen. Soweit dies nicht geſchieht, kann die Landes⸗ 
Zentralbehörde nach Ablauf dieſer Friſt ſolche ſtatutariſchen Beſtimmungen ganz 
oder theilweiſe außer Kraft ſetzen. 

Der $. 3 Abſatz 2 des Krankenverſicherungsgeſetzes findet auf die unter $. 1 
des gegenwärtigen Geſetzes fallenden Perſonen keine Anwendung. 


$. 142. 

Durch ſtatutariſche Beſtimmung einer Gemeinde für ihren Bezirk oder eines 
weiteren Kommunalverbandes für ſeinen Bezirk oder Theile desſelben können Per⸗ 
ſonen, welche innerhalb des betreffenden Bezirks wohnen und, ohne zu einem be⸗ 
ſtimmten Arbeitgeber in einem dauernden Arbeits verhältniſſe zu ſtehen, vorwiegend 
in land- oder forſtwirthſchaftlichen Betrieben dieſes Bezirks gegen Lohn beſchäftigt 
ſind, auch für diejenige Zeit, in welcher eine Beſchäftigung gegen Lohn nicht ſtatt⸗ 
findet, der Krankenverſicherungspflicht unterworfen und ſolange fie nicht zu einer 
die Verſicherungspflicht begründenden Beſchäftigung in einem anderen Erwerbs⸗ 
zweige übergehen oder Mitglieder einer Betriebskrankenkaſſe werden, in dieſem 
Bezirke zur Verſicherung herangezogen werden. 

Die nach ſolcher ſtatutariſchen Beſtimmung verſicherungspflichtigen Perſonen 
md der Gemeindekrankenverſicherung oder Ortskrankenkaſſe, welcher die ſonſtigen 
verſicherungspflichtigen land⸗ und forſtwirthſchaftlichen Arbeiter angehören, durch 
die Gemeindebehörde zu überweiſen. Ihre Verſicherung beginnt mit dem Tage 
ihrer Ueberweiſung. 

Die Ueberweiſung iſt zurückzunehmen, wenn die Vorausſetzungen ihrer Zu⸗ 
leſſigkeit aufhören. 
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Die Ueberweiſung, ſowie der die Zurücknahme derſelben ablehnende Beſcheid 
kann nach Maßgabe des F. 12 Abſatz 2 dieſes Geſetzes angefochten werden. 

Ob und inwieweit die Vorſchriften der $$. 49 bis 53 des Krankenverſiche⸗ 
rungsgeſetzes auf die Arbeitgeber dieſer Perſonen Anwendung finden, iſt durch 
ſtatutariſche Beſtimmung zu regeln. 

Solange ſolche Perſonen nach Maßgabe des Abſatzes 1 in dem Bezirke ihres 
Wohnortes gegen Krankheit verſichert ſind, fällt ihre Verpflichtung zum Beitritt 
zu einer anderen Kaſſeneinrichtung für land⸗ oder forſtwirthſchaftliche Arbeiter fort. 

Die nach Abſatz 1 und 5 zuläſſigen ſtatutariſchen Vorſchriften bedürfen der 
Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde. 


C. Geſetzeskraft. 


$. 143. 


Die Veſtimmungen der Abſchnitte A II, III, IV, V, VIII und X, die auf 
dieſe Abſchnitte bezüglichen Strafbeſtimmungen, ſowie diejenigen Vorſchriften, 
welche zur Durchführung der in dieſen Abſchnitten getroffenen Anordnungen dienen, 
treten mit dem Tage der Verkündung dieſes Geſetzes in Kraft. Dasſelbe gilt 
von den Beſtimmungen des Abſchnittes B. 

Im Uebrigen wird der Zeitpunkt, mit welchem das Geſetz ganz oder theil⸗ 
weiſe für den Umfang des Reichs oder Theile desſelben in Kraft tritt, mit Zu⸗ 
ſtimmung des Bundesraths durch Kaiſerliche Verordnung beſtimmt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 5. Mai 1886. 
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